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Gute Arbeit. Sichere Rente. Soziales 
Europa. Aktiver Staat. 

Gute Arbeit statt perspektivlose Jobs. Sichere Rente 
statt zunehmende Altersarmut. Ein soziales Europa 
anstelle von Sozialabbau. Ein aktiver, durch gerechte 
Steuerpolitik finanzierter Staat. Das sind die Kernthe-
men, für die wir uns als Deutscher Gewerkschafts-
bund (DGB) im vergangenen Jahr auf Bundesebene, 
aber auch in den drei Bundesländern unseres Bezirks 
einsetzten.

Für die Öffentlichkeit sichtbar wurde dies in vielfäl-
tigen Aktionen rund um den Tag der Arbeit, aber 
auch im Vorfeld der Bundestagwahlen. Unsere ge-
meinsamen Aktivitäten gipfelten in einer großen 
Demonstration am 7. September in Hannover, bei 
der über zehntausend Menschen aus Norddeutsch-
land ein deutliches Zeichen für einen konsequenten 
Politikwechsel und bundesweite Verteilungsgerech-
tigkeit setzten.

Der Schwerpunkt unserer Tätigkeiten liegt natur-
gemäß auf der Landesebene. So mischten wir uns 
mit unseren Forderungen nach einer arbeitnehmer-
freundlichen Politik aktiv in den Landtagswahlkampf 
in Niedersachsen ein. Nach dem Regierungswechsel 
begleiteten wir die Arbeit der neuen rot-grünen Lan-
desregierung konstruktiv, aber auch kritisch. Zum 
Ende des Jahres lassen sich bereits Fortschritte ver-
buchen. So hat Niedersachsen nun ein wirksameres 
Landesvergabegesetz, bezieht soziale Kriterien in die 
Entscheidung über die Vergabe von Wirtschaftsför-
dermitteln ein und wird zum Wintersemester 2014 
endlich auch die Studiengebühren abschaffen.

Der Sparkurs der rot-grünen Landesregierung domi-
nierte die Arbeit des DGB in Bremen. Die Besoldung 
der Beamtinnen und Beamten etwa war ein zentrales 
Konfliktthema. Trotz vieler Gespräche im Vorfeld hat 
der Senat den Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst 

nicht zeit- und wirkungsgleich übertragen. Begründet 
wurde dieses Vorgehen mit der Haushaltsnotlage im 
Land. Gemeinsam mit ihren Gewerkschaften setzten 
die Betroffenen ihren Unmut über diese ungerechte 
Behandlung in vielfältigen Aktionen um. Mittlerweile 
hat der DGB eine Musterklagevereinbarung geschlos-
sen, weitere Aktivitäten werden sicher folgen.

Auch in Sachsen-Anhalt formierte sich breiter ge-
sellschaftlicher Protest gegen geplante Kürzungen. 
Unter der Überschrift „Wir sind Sachsen-Anhalt – Zu-
kunft lässt sich nicht einsparen“ argumentierten die 
DGB-Gewerkschaften für leistungsstarke öffentliche 
Dienste sowie für eine angemessene Förderung von 
Bildung, Forschung und Kultur. Neben Demonstra-
tionen und Kundgebungen initiierte der DGB auch 
eine internet-gestützte Petition. Übereinstimmend 
hingegen verläuft die gemeinsame Initiative von Ge-
werkschaften und Landesregierung zur Förderung 
der Tarifbindung der Unternehmen des ostdeutschen 
Bundeslandes.

Unsere politische Arbeit kann nur gelingen, weil viele 
engagierte Menschen gemeinsam am gleichen Strang 
ziehen. Allen, die mit uns im vergangenen Jahr an 
der Verwirklichung der gemeinsamen Ziele gearbei-
tet haben, danken wir für die gute und erfolgreiche 
Zusammenarbeit - allen ehren- und hauptamtlichen 
Kolleginnen und Kollegen, allen DGB-Gewerkschaf-
ten, ihren Mitgliedern und nicht zuletzt allen Bünd-
nispartnern. Auf weiteres gutes Gelingen!

Vorwort

Hartmut Tölle, 
DGB-Bezirksvorsitzender

Udo Gebhardt, 
Stellv. Bezirksvorsitzender

Annette Düring, 
DGB-Regionsvorsitzende 

Bremen-Elbe-Weser
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Schwerpunkte
Arbeitsmarkt und Beschäftigung

Niedersachsen

Der Jahresbeginn war von der Landtagswahl in Nie-
dersachsen geprägt. Im Rahmen des Wahlkampfes 
hat der DGB darauf hingewiesen, dass in Nieder-
sachsen eine Million Menschen ohne Arbeit ist oder 
Niedriglöhne bekommt. Konkret handelt es sich 
um rund 330.000 erfasste Arbeitslose sowie rund 
760.000 Beschäftigte, die weniger als zwei Drittel 
des mittleren westdeutschen Entgeltes erhalten. 
Angesichts dieser Zahl hat der DGB die Behauptung 
der damaligen CDU/FDP-Regierungskoalition, der Ar-
beitsmarkt in Niedersachsen sei in guter Verfassung, 
entschieden zurückgewiesen. Besonders Besorgnis 
erregend ist, dass Werkverträge und Leiharbeit in 
den letzten Jahren stark zugenommen haben. Vor 
diesem Hintergrund hat sich der DGB im Wahlkampf 
intensiv dafür eingesetzt, dass ein wirksames Landes-
mindestlohngesetz sowie ein Tariftreuegesetz verab-
schiedet werden. Zudem ist der DGB offensiv für die 
Einrichtung eines öffentlichen Beschäftigungssektors 
eingetreten, eines sozialen Arbeitsmarktes mit guten 
Arbeitsbedingungen für Langzeitarbeitslose. 

Diese drei Punkte wurden nach dem Regierungs-
wechsel von der neuen rot-grünen Landesregierung 
in den Koalitionsvertrag aufgenommen. In den auf 
die Wahl folgenden Monaten hat der DGB intensive 
Gespräche mit Abgeordneten und Regierungsver-
treterInnen geführt, um die konkrete Ausgestaltung 
und Umsetzung dieser Punkte in Landesrecht zu 
besprechen. Die neue Landesregierung hat sich im 
Bundesrat für die Re-Regulierung des Arbeitsmarktes 
stark gemacht und verschiedene Gesetzesinitiativen 
zum Themenfeld „Gute Arbeit“ eingebracht, dies 
hat der DGB begrüßt. Problematisch ist, dass die 
neue Landesregierung ihren Zielkonflikt zwischen 
Haushaltskonsolidierung und Umsetzung von arbeits-
marktpolitischen Wahlversprechen nach wie vor nicht 
gelöst hat.

Arbeitsmarkt-Bilanz Agenda 2010
Im Jahr 2013 jährte sich die Agenda 2010 zum zehn-
ten Mal. Der DGB hat hierzu eine Analyse unter-
nommen, um festzustellen, welche Auswirkungen 
die Agenda 2010 auf den niedersächsischen Ar-
beitsmarkt hatte. Dabei ist festzustellen, dass die 
Entwicklung nur auf den ersten Blick positiv ist. So 
sind zwar rund 200.000 ArbeitnehmerInnen mehr in 
Beschäftigung als vor zehn Jahren und die Arbeitslo-
sigkeit ist um rund 75.000 Personen zurückgegan-
gen. Jedoch sind 85.000 Vollzeitstellen abgebaut 
worden, die Zunahme der Beschäftigung resultiert 
allein aus der Zunahme von Teilzeit und Minijobs. 
Insgesamt ist das in Stunden vorhandene Arbeits-
volumen pro Kopf leicht zurückgegangen. Folglich 
hat lediglich ein Wandel von Vollzeit- in Teilzeit- und 
Minijobbeschäftigung stattgefunden. Die Agenda 
2010 war somit kein Arbeitsmarktwunder, sondern 
ein Irrweg, der prekäre Beschäftigung geschaffen 
hat. Vor diesem Hintergrund hat der DGB sich in-
tensiv für eine Re-Regulierung des Arbeitsmarktes 
auf Bundesebene eingesetzt, auch im Zusammen-
hang mit der Bundestagswahl im September 2013. 
Im Mittelpunkt standen dabei die Forderungen nach 
der Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohnes, die Regulierung der Leiharbeit sowie die 
Bekämpfung des Missbrauchs von Werkverträgen 
und die Abschaffung der Minijobs.

Auf der Ebene der Regionaldirektion der Bundes-
agentur für Arbeit arbeitet der DGB im neugegrün-
deten Beirat für Niedersachsen und Bremen mit. 
Die Arbeit gestaltet sich eher schleppend. So gab 
es bisher keine Möglichkeit, einen Überblick über 
die Verwendung der Eingliederungstitel zu erhalten.
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Bremen

Die Arbeitsmarktlage im Land Bremen ist weiterhin 
ziemlich angespannt. Im Rechtskreis Sozialgesetz-
buch (SGB) III sank die Arbeitslosigkeit, im Jah-
resdurchschnitt lag die Arbeitslosenquote bei 10,9 
Prozent. Differenziert nach Stadt Bremen und Bre-
merhaven wird allerdings eine große Kluft deutlich. 
Bremer-haven leidet trotz Ausbau der Windenergie 
unter strukturellen Problemen – die Arbeitslosenquo-
te liegt bei 14,6 Prozent im Vergleich zu 10,2 Prozent 
in der Stadt Bremen. 

Erheblich größere Probleme zeigen sich im Rechts-
kreis SGB II. Trotz sinkender Arbeitslosenzahlen 
verschärfen sich die Probleme bei Langzeitbeziehe-
rInnen, Arbeitslosen ohne Berufsabschluss, Migran-
tInnen unterschiedlicher Staatsangehörigkeit, Allein-
erziehenden und zunehmend auch bei Älteren. Die 
Problematik potenziert sich, da im letzten Jahr Leis-
tungen zur Eingliederung in Arbeit nach SGB II nicht 
ausgeschöpft wurden. Mit einer Ausschöpfungsquote 
von lediglich 87 Prozent wurden über neun Millionen 
Mittel an den Bund zurück überwiesen. Gemeinsam 
haben DGB und Arbeitnehmerkammer Bremen in 
einer Stellungnahme eindringlich auf die zu gerin-
ge Ausschöpfung der Mittel hingewiesen. Wegen 
dieses Problems wurde im Sommer zum ersten Mal 
eine Sondersitzung des Beirates des Jobcenters ein-
berufen. 

Um Langzeitarbeitslosigkeit gezielter zu bekämpfen 
und die Situation von Menschen, die über eine lange 
Zeit Hartz IV beziehen, zu verbessern, wurde über 
die Regionaldirektion eine Arbeitsgruppe einberufen. 
Die Arbeitsgruppe arbeitet unter dem Motto „Bremen 
und Bremerhaven bewegen“ und hat die Aufgabe, 
kleinteilige stadtteilzentrierte Arbeitsmarkt- und So-
zialpolitik zu entwickeln. Im Gegenpol zur „Hartz 
IV-Welt“ soll so eine andere Kultur der Arbeitsmarkt-
politik entwickelt werden.

Bremer Vereinbarung
2014 soll eine neue Vereinbarung mit Arbeitgebern, 
Kammern und Senat erarbeitet weden. Die Auswer-
tung der bisherigen Zusammenarbeit hat deutlich 
gemacht, dass es einen hohen Bedarf gibt, verstärkt 
über qualitative Themen zu sprechen. Die Erhöhung 
von Ausbildungsplätzen allein reicht nicht, weil 
gleichzeitig die Abbrecherquoten steigen. Der DGB 
kritisierte dieses Vorgehen permanent. Jetzt stehen 
Themen auf der Agenda wie Übergang Schule-Beruf, 
Einrichtung einer Jugendberufsagentur, Förderung 
von Teilzeitausbildung für Alleinerziehende, Förde-
rung der Qualität der Ausbildung, Nachqualifizierung 
und Fachkräftesicherung.

Sachsen-Anhalt

Aktuell hat das Bundesland die niedrigste Arbeitslo-
sigkeit seiner jungen Geschichte. Der Rückgang der 
Arbeitslosigkeit basiert vorrangig auf zwei Faktoren: 
Einerseits erfährt der Arbeitsmarkt durch die demo-
grafische Entwicklung eine Entlastung, da zuneh-
mend ältere Menschen in Rente gehen. So sind mitt-
lerweile rund 345.000 Sachsen-AnhaltInner zwischen 
55 und 65 Jahre alt, das sind 35.000 mehr als im 
Jahre 2005. Andererseits ist die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten in den letzten Jahren 
gestiegen: Im Jahr 2007 waren 747.400 Frauen und 
Männer in Sachsen-Anhalt beschäftigt, heute sind 
es 30.000 mehr.
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Diese positive Entwicklung stimmt zuversichtlich, 
darf jedoch den gesamtdeutschen Vergleich nicht 
scheuen. Noch immer fällt auf, dass Sachsen-Anhalt 
eine der höchsten Arbeitslosenquoten Deutschlands 
hat. Der leichte Beschäftigungsaufbau der letzten 
Jahre resultiert vorrangig aus einer steigenden Zahl 
an Teilzeitbeschäftigten. Mittlerweile sind rund 
150.000 Frauen und Männer in Teilzeit beschäftigt, 
über 20.000 mehr als vor fünf Jahren. Vor diesem 
Hintergrund hat sich der DGB aktiv an der Erarbei-
tung eines arbeitsmarktpolitischen Gesamtkonzeptes 
des Landes für 2013 und die Folgejahre eingebracht.

Unsere Mitarbeit in der Demografie-Allianz, dem 
Fachkräftesicherungspakt und im Beirat der Regi-
onaldirektion für Sachsen-Anhalt hat dazu geführt, 
dass das Thema “Gute Arbeit“ mehr in den Fokus 
der Öffentlichkeit rückte. Wirtschaftsförderung im 
Verhältnis zu Tarifbindungen, Sozialstandards und 
Beschäftigungseffekte waren ständige Themen in 
den Landesvorstandssitzungen.

Am 17. September hat der DGB gemeinsam mit der 
Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit den 
ersten landesweiten Arbeitnehmertag durchge-
führt. Über 70 Teilnehmende, Akteure der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, Selbstverwaltungsmitglieder, 
Betriebs- und Personalräte haben über die Initiative 
„Neue Qualität der Arbeit“ und Ansätze für die Ver-
wirklichung guter Arbeit in der betrieblichen Praxis 
diskutiert.
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Das Jahr 2013 begann mit einer wirtschaftlichen 
Schwächephase, deren Ursache die Finanz- und 
Wirtschaftskrise sowie die europaweit praktizierte 
Austeritäts- und Kürzungspolitik war, die durch einen 
ungewöhnlich langen und kalten Winter verstärkt 
wurde. Trotz einer leichten Besserung zur Jahresmitte 
blieb die wirtschaftliche Entwicklung im Gesamtjahr 
verhalten, wenn auch deutlich positiver als in vielen 
anderen Ländern Europas.

WISO-Info
Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt unterhält gemeinsam mit dem DGB-Bezirk 
Hessen-Thüringen einen Arbeitskreis für Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, der als Herausgeber der elek-
tronischen Publikation „WISO-Info“ fungiert. Diese 
Zeitschrift erschien im Jahr 2013 in vier Ausgaben. 
Themen waren unter anderem die Finanz- und Wirt-
schaftskrise, die Situation öffentlicher Haushalte, die 
Beschäftigungsbedingungen im Öffentlichen Perso-
nennahverkehr sowie die Wohnungspolitik. Für die 
zweite Ausgabe des Jahres konnte Heiner Flassbeck, 
ehemaliger Chefvolkswirt der UN-Organisation 
UNCTAD, als Interviewpartner gewonnen werden. 
Die vierte Ausgabe enthielt ein Interview mit Susanna 
Camusso, Generalsekretärin der größten italienischen 
Gewerkschaft CGIL.

Niedersachsen

Durch die Landtagswahlen und den Antritt der neu-
en Landesregierung fand das Thema „Gute Arbeit“, 
verglichen mit den Vorjahren, einen stärkeren Nie-
derschlag im politischen Diskurs und in politischen 
Beschlüssen wie etwa dem Koalitionsvertrag. Dies 
prägte nicht zuletzt auch die Arbeit des DGB zu 
wirtschafts-, struktur- und finanzpolitischen Fragen. 

Vergabegesetz
Eine Novellierung des niedersächsischen Vergabe-
gesetzes war von DGB und Gewerkschaften wieder-

holt eingefordert worden. Die neue Landesregierung 
machte sie zu einer ihrer ersten politischen Maßnah-
men. In zahlreichen Gesprächen und Anhörungen hat 
der DGB, eng mit den Gewerkschaften abgestimmt, 
seine Positionen in die Diskussion um ein neues 
Vergabegesetz eingebracht. Mehrere entscheidende 
gewerkschaftliche Forderungen wurden aufgegriffen 
– beispielsweise die Ausweitung des Gesetzes auf 
alle Branchen, die Bindung an repräsentative Tarifver-
träge im Öffentlichen Personennahverkehr, ein verga-
bespezifischer Mindestlohn sowie eine Ausweitung 
der Kontrollen. Aus gewerkschaftlicher Sicht wäre 
aber insbesondere eine noch höhere Kontrolldichte 
wünschenswert gewesen.

Eurokrise
Wiederholt hat sich der DGB für solidarische und 
wirtschaftlich vernünftige Wege zur Lösung der 
Eurokrise eingesetzt. Dies umfasste neben diversen 
Gesprächen mit Abgeordneten aus Bundes- und 
Landtag sowie der täglichen Öffentlichkeitsarbeit 
insbesondere die Zusammenarbeit und Koordina-
tion mit regionalen Gewerkschaften aus anderen 
Ländern. So intensivierten wir 2013 den Austausch 
insbesondere mit der Gewerkschaft CGIL aus der 
Lombardei (Italien).

In einer Veranstaltungsreihe, die der DGB-Bezirk 
im Frühjahr gemeinsam mit der Kooperationsstelle 
Hochschulen-Gewerkschaften Hannover-Hildesheim 
an der Universität Hannover durchführte, analysier-

Wirtschafts- und Finanzpolitik
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ten Heiner Flassbeck (ehemaliger Chefvolkswirt der 
UNCTAD), Gustav Horn und Katja Rietzler (beide In-
stitut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
in der Hans-Böckler-Stiftung) die Eurokrise und die 
aktuell praktizierte Finanz- und Wirtschaftspolitik.

Finanzpolitik
Der DGB hat die Finanz- und Haushaltspolitik in 
Niedersachsen kritisch begleitet, vorliegende Zah-
len analysiert und sich gegenüber Politik und Öf-
fentlichkeit für eine stärkere Besteuerung hoher 
Einkommen, Vermögen und Unternehmensgewinne 
stark gemacht. An seiner kritischen Haltung zur so 
genannten „Schuldenbremse“, die von der neuen 
Landesregierung unterstützt wird, hat der DGB 
festgehalten. So gelang es in Zusammenarbeit mit 
der DGB-Jugend nach zahlreichen Gesprächen mit 
anderen Jugendverbänden, einen finanzpolitischen 
Beschluss des Landesjugendrings herbeizuführen, 
der die Schuldenbremse ablehnt.

Reichtumsuhr
Durch das Aufstellen einer „Reichtumsuhr“ am 
Gewerkschaftshaus in Hannover hat der DGB im 
Vorfeld der Landtagswahlen auf die ungleiche und 
ungerechte Verteilung von Vermögen in Deutschland 
aufmerksam gemacht.

Kommunalfinanzen
Nicht nur das Land Niedersachsen, auch die nieder-
sächsischen Kommunen leiden unter einer drastischen 
Unterfinanzierung. Trotz einer vergleichsweise guten 
Einnahmesituation in den letzten Jahren blieben die 
über fast zwei Jahrzehnte aufgelaufenen kommuna-
len Schuldenstände hoch. Mit einer neuen Broschüre 
zum Thema Kommunalfinanzen hat der DGB auf die 
Finanzmisere der Kommunen aufmerksam gemacht 
und diese durch Berichte aus Delmenhorst sowie 
Barsinghausen veranschaulicht.

Wirtschaftsförderung
2012 hatte der DGB ein rechtswissenschaftliches 
Gutachten von Prof. Wolfhard Kohte (Uni Halle-Wit-
tenberg) mitinitiiert, das Wege zu einer stärker an 
bestimmte Vorgaben – wie etwa Tarifbindung, Min-
destlöhne oder Mitbestimmung – gebundene Wirt-
schaftsförderung der Länder aufzeigte. Nicht zuletzt 
durch diese Studie fand das Thema „Gute Arbeit in der 

Die Lücke zwischen Arm und Reich klafft.
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Wirtschaftsförderung“ eine breite politische Berück-
sichtigung. So reformierte die neue Landesregierung 
Mitte 2013 die Kriterien zur Vergabe von Mitteln der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, für 2014 ist eine noch weiterge-
hende Überarbeitung geplant.

EU-Strukturförderung 
Der DGB ist in Niedersachsen in den Begleitausschüs-
sen aller drei Strukturfonds (ESF, EFRE, ELER) vertre-
ten. Zusätzlich wurde seitens des Niedersächsischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr eine 
so genannte „Arbeitsgemeinschaft Programmauf-
stellung“ eingerichtet. Der DGB vertritt die Gewerk-
schaften in diesem Gremium, dessen Aufgabe die 
Vorbereitung der neuen EU-Förderperiode für die 
beiden Strukturfonds ESF und EFRE ist. Es ist davon 
auszugehen, dass auf Niedersachsen deutliche Kür-
zungen der Strukturfondsmittel zukommen werden. 
Ziel des DGB war und bleibt es, dass in der europä-
ischen Strukturförderung in Niedersachsen die Inte-
ressen der Beschäftigten und der Gewerkschaften 
Berücksichtigung finden. Dies umfasst nicht zuletzt 
eine stärkere Verankerung von Kriterien guter Arbeit. 

Landeskreditausschuss Niedersachsen
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen des 
Landeskreditausschusses als beratendes Mitglied 
teil. Der Ausschuss entscheidet über die Vergabe 

von Landesbürgschaften. Da die Zahl der Anträge 
aufgrund der guten konjunkturellen Lage in Deutsch-
land zurückging, fanden 2013 – wie schon im Vorjahr 
– weniger Sitzungen statt.

Bremen

Im Land Bremen lag das preisbereinigte Wirtschafts-
wachstum im Jahr 2012 mit 1,2 Prozent über dem 
Bundesdurchschnitt und erreichte damit das Niveau 
von 2008, vor Ausbruch der Finanz- und Wirtschafts-
krise. Trotz dieser guten Entwicklung lag die Arbeits-
losenquote in Bremen mit 12,2 Prozent weit über dem 
Bundesdurchschnitt.

Finanz- und Wirtschaftskrise
Die 2012 gestartete Veranstaltungsreihe zu den 
Ursachen der Wirtschafts- und Finanzmarktkrise 
und den gewerkschaftlichen Handlungsmöglichkei-
ten wurde 2013 fortgeführt. In der Veranstaltung 
„Massenarbeitslosigkeit in Europa – Auswege aus 
der Krise“ diskutierten nach einem Vortrag von Prof. 
Heiner Flassbeck, ehemaliger Chefökonom der UN-
Organisation UNCTAD, Prof. Rudolf Hickel (Universi-
tät Bremen), Dieter Nickel (Gewerkschaft NGG) und 
Cornelius Neumann-Redlin (Unternehmensverbände 
im Lande Bremen) zur Thematik. Weitere öffentliche 
Veranstaltungen sind geplant.

Diskussion in Bremen über Auswege aus der Krise
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Europäische Strukturförderung
Der DGB ist in den Begleitausschüssen für den EFRE 
und den ESF vertreten und begleitet die Umsetzung 
der Programme kritisch und konstruktiv. Aktuell wird 
die inhaltliche Ausrichtung der neuen Förderperiode 
2014-2020 diskutiert. Dazu wurden von den zustän-
digen senatorischen Behörden Begleitgremien einge-
richtet, die über die Arbeitsfortschritte der operati-
onellen Programme informiert werden und aktiv an 
der Ausgestaltung der Programme mitwirken. Beim 
ESF setzt der DGB seinen Schwerpunkt auf Armuts-
bekämpfung und die Förderung der Berufsausbildung 
von benachteiligten Jugendlichen. 

In seiner Stellungnahme zur EFRE-Förderung fordert 
der DGB gemeinsam mit der Arbeitnehmerkammer 
„Gute Arbeit“ als Querschnittsziel aufzunehmen. 
Konkret heißt das unter anderem: 
- Unternehmen und Projekte, die Existenz sichernde 

Arbeitsplätze schaffen, müssen vorrangig geför-
dert werden. Dementsprechend muss die Qualität 
der Arbeitsplätze bereits im Vorfeld bei der Aus-
wahl der Projekte eine Rolle spielen. 

- Hinsichtlich der Indikatoren darf nicht nur die An-
zahl der entstehenden Beschäftigungsverhältnisse 
berücksichtigt werden, vielmehr muss auch nach 
Beschäftigungsform differenziert werden (Vollzeit, 
Teilzeit, Minijob, Leiharbeit).

- Die im Rahmen des Landesinvestitionsprogramms 
vorgesehene Regelung zum Umgang mit Leihar-

beit bei der betrieblichen Förderung wird begrüßt. 
Dennoch können weiterhin Unternehmen bezu-
schusst werden, die einen etwa 50-prozentigen 
Anteil an LeiharbeiterInnen beschäftigen. Der DGB 
hält deshalb weiter an der Forderung fest, Unter-
nehmen, die einen bestimmten Anteil an Leih-
arbeiterInnen überschreiten, von der Förderung 
auszuschließen. In Thüringen wird beispielsweise 
eine Quote von 30 Prozent zugrunde gelegt. Dem 
Beispiel von Niedersachsen folgend sollte diese 
Quote auch auf Minijobs ausgeweitet werden.

- Geförderte Unternehmen müssen sich an den 
ortsüblichen Löhnen und Gehältern orientieren.

Außerdem sollten Überlegungen angestellt werden, 
diejenigen Unternehmen ideell oder materiell zu be-
lohnen, welche 
- Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie fördern, 

- neue und über die bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen hinausgehende Konzepte zum Gesund-
heitsschutz und zum alternsgerechten Arbeiten 
umsetzen sowie

- ihre Arbeitnehmervertretungen an der Umsetzung 
des geförderten Projektes beteiligen.

Darüber hinaus sprechen sich der DGB und die Ar-
beitnehmerkammer dafür aus, Formen der „Solidari-
schen Ökonomie“ zu fördern. Denn in der Finanz- und 
Wirtschaftskrise ab 2008 haben sich insbesondere 
genossenschaftlich organisierte Unternehmen als 
krisensicher erwiesen – hier sind z.B. die Genossen-
schaftsbanken zu nennen. Auch heißt es in der Bre-
mischen Verfassung Artikel 40 Abs. 2: „Genossen-
schaften aller Art und gemeinnützige Unternehmen 
sind als Formen der Gemeinwirtschaft zu fördern.“ 
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Sachsen-Anhalt

Fachkräftepakt
Die Mitarbeit im Fachkräftepakt wurde auch im Jahr 
2013 aktiv fortgesetzt. Das Sozialministerium ist dem 
Pakt beigetreten. Die Staatskanzlei hat die Federfüh-
rung übernommen, so dass nun Ministerpräsident 
Reiner Haseloff zu den Sitzungen einlädt. Die Partner 
haben für 2014 eine Evaluierung vereinbart.

Bürgschaftsausschuss
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teil. Da die Anträge zurückgehen, 
finden die Sitzungen seltener statt.

Vergabegesetz
Der DGB und seine Gewerkschaften haben zum Ent-
wurf der Landesregierung für das Vergabegesetz Stel-
lung genommen. Er ist weit hinter den Erwartungen 
zurückgeblieben, beispielsweise enthält er keinen 
Mindestlohn.

EU-Strukturfonds
Der DGB arbeitet im Begleitausschuss zur Durchfüh-
rung der operationellen Programme EFRE und ESF für 
den Einsatz der EU-Strukturmittel mit. Das durch den 
DGB als Lead-Partner geführte Kompetenzzentrum 
zur Stärkung der Wirtschafts- und Sozialpartner des 
Landes Sachsen-Anhalt hat seine Arbeit erfolgreich 
fortgesetzt.

DGB-Index Gute Arbeit 
Der DGB hat mit der IG Metall und dem Sozialmi-
nister Norbert Bischoff im Juli die Studie in einer 
Landespressekonferenz vorgestellt. Die Studie fand 
medial großen Anklang. Sie kann über das Internet 
eingesehen werden.

Mindestlohn-Veranstaltungen
Gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung wur-
den drei Veranstaltungen zum Thema „Was ist ein 

Mindestlohn?“durchgeführt.

Aktion für Tarifverträge
Ende des Jahres 2012 hat der DGB im Rahmen einer 
symbolischen Aktion Weihnachtspakete an die Vor-
sitzenden der Landtagsfraktionen, die Wirtschafts-
ministerin Birgitta Wolff und den Ministerpräsidenten 
Reiner Haseloff übergeben, um auf die Bedeutung 
von Tarifverträgen hinzuweisen. Inhalt der Pakete 
waren die 2012 im Land Sachsen Anhalt abgeschlos-
senen Tarifverträge.

Udo Gebhardt überreicht DGB-Weihnachtspakete



14 DGB jahresbericht 2013

Der bezirksweite Arbeitskreis (AK) Bildung hat 
2013 fünfmal getagt. Der Arbeitskreis besteht aus 
Ver treterInnen der Mitgliedsgewerkschaften, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) und der 
Wissen schaft. Ein wesentlicher Teil der Arbeit ist die 
Weiterentwicklung der Positionen des DGB zu allen 
Bereichen der Bildung, vom Elementarbereich über 
Schule und Berufsbildung bis hin zur Weiterbildung. 
Ein Schwerpunkt seiner Arbeit war in diesem Jahr 
neben dem Übergang zwischen Schule und Berufs-
ausbildung die frühkindliche Bildung. Im September 
fand daher ein Fachgespräch mit Kultusministerin 
Frauke Heiligenstadt statt, bei dem es neben der 
Schulpolitik um Fragen der Berufsausbildung sowie 
der frühkindlichen Bildung ging.

Niedersachsen

Allgemeinbildende Schulen
Der DGB hat Stellung genommen zum Gesetzesent-
wurf zur Änderung schulrechtlicher Vorschriften. 
Dieser umfasst die Abschaffung des Turbo-Abiturs 
in Integrierten Gesamtschulen und schulformüber-
greifend organisierten Kooperativen Gesamtschulen. 
Außerdem wurden durch das Gesetz die Hürden für 

die Errichtung neuer Gesamtschulen gesenkt, indem 
die Möglichkeit wiedereingeführt wurde, vierzügige 
und als Ausnahmefall auch dreizügige Gesamtschulen 
zu errichten. Der DGB hat das Gesetz nachdrücklich 
begrüßt.

Berufliche Bildung Niedersachsen
Nach wie vor ist der Ausbildungsmarkt von einem 
massiven Ungleichgewicht gekennzeichnet. Deut-
lich mehr junge Menschen haben sich erfolglos um 
einen Ausbildungsplatz bemüht als offene Ausbil-
dungsstellen registriert waren. Im Landesausschuss 
für Berufsbildung hat der DGB gemeinsam mit den 
Kammern ein umfassendes Konzept zur Reform des 
Übergangs von Schule in den Beruf entwickelt und 
verabschiedet. Kernelemente sind hierbei eine sys-
tematische Berufsorientierung ab der 8. Klasse, ein 
mithilfe von Jugendberufsagenturen koordinierter 
Übergangs von der Schule in den Beruf sowie eine 
Ausbildungsgarantie für alle Jugendliche, die sich 
erfolglos um eine Ausbildung beworben haben. 

Die neue Landesregierung hat sich im Koalitionsver-
trag verpflichtet, das Recht auf Ausbildung für alle 
jungen Menschen zu gewährleisten. Die Umsetzung 

Bildungspolitik

Diskussion in Hannover über gute Arbeit an Hochschulen
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dieses Versprechens bleibt abzuwarten. Bisher ist 
lediglich bekannt, dass die neue Landesregierung 
ein Bündnis für duale Berufsausbildung plant. Ob 
dieses Bündnis dem Ziel gerecht wird, jedem jungen 
Menschen einen Ausbildungsplatz zu verschaffen, ist 
momentan nicht absehbar.

Hochschulpolitik
Der hochschulpolitische Arbeitskreis (HoPoAK) des 
DGB hat die Entwicklungen im universitären Bereich 
kritisch begleitet. So hat der DGB unter anderem 
Stellung genommen zum Gesetzesentwurf zur „Ver-
besserung der Chancengleichheit durch Abschaffung 
und Kompensation der Studienbeiträge“, mit dem 
zum Wintersemester 2014/2015 die Studiengebühren 
in Niedersachsen endlich wieder abgeschafft werden.
Themenschwerpunkte der Sitzungen des hochschul-
politischen Arbeitskreises waren insbesondere die 
prekären Arbeitsbedingungen an den Hochschulen. 
Die Kooperation mit den niedersächsischen Initiativen 
Mittelbau stand dabei ebenso im Fokus wie die Er-
arbeitung weiterer Reformen des Niedersächsischen 
Hochschulgesetzes (NHG).

Im Juni lud der HoPoAK die hochschulpolitischen 
SprecherInnen der Landtagsfraktionen von SPD und 
Bündnis90/Die Grünen ein. Mit VertreterInnen der 
Landesastenkonferenz und den Initiativen Mittelbau 
wurden die Themen „Demokratische Hochschule“ 
und „Gute Arbeit an Hochschulen“ diskutiert. Am 20. 
September begrüßte der HoPoAK Antonia Kühn vom 
DGB Nordrhein-Westfalen, um sich über die Novellie-
rung des Hochschulgesetzes in NRW zu informieren. 
Bei seiner Jahrestagung am 8. November haben die 
Mitglieder des HoPoAK mit Wissenschaftsministe-
rin Dr. Gabriele Heinen-Kljajic über die anstehende 
Reform des NHG diskutiert und das vierzigjährige 
Bestehen des HoPoAK gefeiert.

Netzwerk Kooperationsstellen
Das „Netzwerk Kooperationsstellen“ koordiniert die 
Arbeit der fünf Kooperationsstellen Hochschule und 
Gewerkschaften in Niedersachsen. Diese sitzen in 
Braunschweig, Göttingen, Hannover, Oldenburg und 
Osnabrück. Ein regelmäßig erscheinendes Netzwerk-
Info informiert über die Treffen sowie über Veranstal-
tun gen und Schwerpunkte ihrer Tätigkeit. In den 
Bei räten der Kooperationsstellen arbeiten Vertre-
terinnen und Vertreter der DGB-Regionen und des 
DGB-Bezirks mit.

Bremen

Schulische Bildung
Das Bremer Bündnis für Bildung, das vom DGB und 
von der DGB-Jugend unterstützt wird, führte meh-
rere Aktivitäten für eine ausreichende Anzahl von 
LehrerInnen und eine entsprechende Ausstattung 
der Schulen im Land Bremen durch.

Berufliche Bildung
Der DGB arbeitet in den Gremien der beruflichen Bil-
dung mit. Er benennt die ArbeitnehmervertreterInnen 
für die Berufsbildungsausschüsse der Handelskammer 
Bremen und der Industrie- und Handelskammer (IHK) 
Bremerhaven, für den Landesausschuss für berufliche 
Bildung sowie die Ausbildungsbeiräte der beruflichen 
Schulen. Im Landesausschuss für berufliche Bildung 
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berät er die Bremer Landesregierung und erarbeitet 
entsprechende Empfehlungen. Schwerpunkte waren 
in diesem Jahr neben der aktuellen Ausbildungssitu-
ation die Ausbildungsqualität, sowie der Übergang 
von der Schule in die Berufsausbildung.

Hochschulpolitik
Der DGB und der Arbeitskreis Hochschulpolitik haben 
sich intensiv mit den Entwicklungen der Hochschu-
len im Land beschäftigt. Insbesondere kritisierten 
sie die zunehmende prekäre Beschäftigung an den 
Hochschulen sowie geplante Stellenkürzungen. Ein 
weiterer Schwerpunkt des Arbeitskreises war das 
Thema „Offene Hochschule“. Mit dem Beschluss 
der Kultusministerkonferenz von 2009 wurde ein 
wichtiger Schritt zur Öffnung der Hochschulen für 
beruflich Qualifizierte getan, in dem der Hochschul-
zugang für beruflich qualifizierte Bewerber ohne 
schulische Hochschulzugangsberechtigung geregelt 
wurde. Nach einer neueren Untersuchung des Cent-
rum für Hochschulentwicklung hatten aber 2010 an 
den Hochschulen im Land Bremen nur 1,7 Prozent 
der StudienanfängerInnen kein Abitur. Mit unserer 
Veranstaltung „Studieren ohne Abitur – Chancen 
mit Hindernissen“ am 18. April haben wir für die 
Thematik geworben, aber auch über notwendige 

Veränderungen diskutiert. Nach einer Einführung 
durch Prof. Dr. Andrä Wolter von der Humboldt Uni-
versität in Berlin diskutierten Prof. Dr. Karin Luckey, 
Rektorin Hochschule Bremen, Bernd Kaßebaum, 
IG-Metall Vorstand Frankfurt, und Karl-Heinz Hei-
demeyer, Handelskammer Bremen, über mögliche 
Perspektiven in Bremen.

Kooperationsstelle Hochschule – Gewerk-
schaften
Am 1. Januar diesen Jahres ist die Kooperationsstelle 
Hochschule – Gewerkschaften an der Hochschule 
Bremen gestartet. Der DGB hatte bei der Hans-
Böckler-Stiftung die Förderung für den Aufbau der 
Kooperationsstelle beantragt. Durch die Anschubfi-
nanzierung der Hans-Böckler-Stiftung über einen Zeit-
raum von zwei Jahren ist nun die Finanzierung einer 
halben Stelle für einen wissenschaftlichen Mitarbeiter 
bzw. eine wissenschaftliche Mitarbeiterin gesichert. 

Aufgabe der Koordinierungsstelle wird es sein, die 
an den Hochschulen in Bremen und Bremerhaven 
gewonnenen, für Gewerkschaften relevanten wissen-
schaftlichen Erkenntnisse in die Praxis zu vermitteln 
und damit für die gewerkschaftliche Arbeit und für 
die betrieblichen Interessenvertretungen fruchtbar 

Diskussion in Bremen zur Offenen Hochschule
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zu machen. Dabei soll mit den bestehenden wissen-
schaftlichen Institutionen wie dem Institut Arbeit und 
Wirtschaft, dem Zentrum (ehemals Akademie) für 
Arbeit und Politik, aber auch mit dem Hochschul-
informationsbüro des DGB kooperiert werden. In 
Ergänzung zu den bereits im Land Bremen existie-
renden Strukturen soll so der Informationsaustausch 
zwischen Praxis und Wissenschaft verbessert werden, 
insbesondere in Hinblick auf arbeitnehmerorientier-
te Fragestellungen. Wichtig ist dabei, dass sowohl 
das Wissen von ForscherInnen als auch praktische 
Erfahrungen aus der Arbeitswelt Berücksichtigung 
finden. Die Kooperationsstelle soll in diesem Zusam-
menhang darauf hinwirken, dass VertreterInnen der 
Gewerkschaften wie auch betrieblichen Interessen-
vertreterInnen die Möglichkeit geboten wird, sich im 
Wissenschaftsbetrieb direkt zu relevanten Themen 
zu äußern.

Am 9.April fand unter Beteiligung von Bildungs- und 
Wissenschaftssenatorin Prof. Eva Quante-Brandt die 
Auftaktveranstaltung mit dem Titel „Die Bedeutung 
gesellschaftlicher Verantwortung in Wissenschaft und 
Arbeitswelt“ im Gewerkschaftshaus Bremen statt, 
mit der die Kooperationsstelle der Öffentlichkeit 
vorgestellt wurde. Die Kooperationsstelle war auch 
an der Tagung „Ohne Wachstum wirtschaften?“ 
der Hochschule Bremen beteiligt, die am 18. Juni 
stattfand.

Eine von der Kooperationsstelle organisierte Ringvor-
lesung zum Thema „Die Bedeutung gesellschaftlicher 
Verantwortung in Wissenschaft und Arbeitswelt“ 
wird im Wintersemester 2013/2014 stattfinden. 

Sachsen-Anhalt

Die Situation im Bildungs- wie Kulturbereich war über 
das Jahr hinweg von massiven finanziellen Kürzungs-
debatten geprägt. Die Landesregierung hatte bereits 

im ersten Quartal des Jahres ihren Haushaltsentwurf 
vorgelegt. Dieser führte in der breiten Öffentlichkeit 
zu zahlreichen Debatten und Protesten. Der DGB 
und die Gewerkschaften brachten sich hierbei in die 
Bündnisse in Halle und Magdeburg sowie landes-
weit ein und bestimmte die vielfältigen Aktionen 
maßgeblich mit. So demonstrierten mehr als 5.000 
Menschen am 3. Juli in Halle/Saale gegen die Spar-
politik der Landesregierung. Unter dem Motto „WIR. 
Machen Zukunft!“ brachten die Demonstrierenden  
eindrucksvoll ihren Unmut über die Rotstiftpolitik von 
Ministerpräsident Reiner Haseloff, Finanzminister Jens 
Bullerjahn und Kultusminister Stephan Dorgerloh zum 
Ausdruck und forderten, die Streichliste im Bildungs- 
und Kulturetat zurückzunehmen. 

Im Landesvorstand des DGB Sachsen-Anhalt wurde 
die Debatte um die Haushaltskürzungen laufend the-
matisiert und gipfelte in der Kampagne: „Wir sind 
Sachsen-Anhalt!“. Dazu wurde ein Positionspapier 
erarbeitet und veröffentlicht sowie eine Online-
Petition initiiert.

Allgemeinbildende Schulen
Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat ist der 
DGB aktiv bei der Erarbeitung von Stellungnahmen 
und wird bei Bedarf koordinierend tätig. Stellung-
nahmen wurden unter anderem zu Anhörungen von 
Rahmenrichtlinien erarbeitet und mit den zuständigen 
Gewerkschaften abgestimmt. 
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Hochschulen und Universitäten
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg 
sowie der Martin-Luther-Universität Halle existieren 
Hochschulinformationsbüros, die durch DGB und Ge-
werkschaften unterstützt werden. Weitere Koope-
rationsbeziehungen bestehen mit dem Fachbereich 
Sozial- und Gesundheitswesen an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal. Gemeinsam wurden Fortbildun-
gen zum Sozialgesetzbuch (SGB) II und III sowie zum 
Erfahrungsaustausch von Akteurinnen und Akteuren 
organisiert.

Berufliche Bildung 
Trotz positiver Aspekte bleibt die Situation auf dem 
Ausbildungsmarkt in Sachsen-Anhalt schwierig. Auf-
grund des demografisch bedingten Rückgangs von 
Bewerberinnen und Bewerbern sind Angebot und 
Nachfrage im Berufsberatungsjahr 2012/2013 rein 
rechnerisch zwar weiter zusammengerückt. Insbe-
sondere für Jugendliche mit schlechteren Startchan-
cen sowie für junge Erwachsene über 25 Jahre ohne 
Berufsabschluss bleibt der Einstieg ins Berufsleben 
aber schwer. Deshalb bestimmten folgende Themen 
die Arbeit des Landesausschusses für Berufsbildung:
- Modellprojekte zur Förderung von benachteilig-

ten Jugendlichen und zur Internationalisierung der 
Berufsausbildung,

- die aktuelle Ausbildungsplatzsituation und Unter-
richt an den Berufsbildenden Schulen im Rahmen 
der dualen Berufsausbildung,

- die Berufswahlorientierung, insbesondere an 
den Gymnasien, sowie die Überwindung von 
Geschlechterstereotypen in der Berufswahl,

- die Verzahnung der Förderinstrumente nach SGB 
II, III, VIII sowie Stärkung der Zusammenarbeit 
der Akteure/Fördermöglichkeiten in der Struktur-
fondsperiode 2014 – 2020,

- Stipendieninitiativen auf Bundes- und Landes-
ebene.

Der DGB hat die Vorbesprechungen der Arbeitneh-
merseite inhaltlich vorbereitet und moderiert.

Der Landesbeirat Übergang Schule-Beruf analysiert 
die aktuelle Situation auf dem Ausbildungsmarkt 
sowie Angebote der Berufsorientierung, bewertet 
Positionen und schlägt Schritte zur verbesserten 
Zusammenarbeit der Akteure vor. Im Mittelpunkt 
der Auseinandersetzung standen Themen wie die 
Weiterentwicklung des Projekts BRAFO (Berufswahl 
richtig angehen frühzeitig orientieren), Fragen der 
Berufs- und Studienorientierung an Gymnasien sowie 
die Weiterentwicklung des Übergangssystems. Der 
Arbeitskreis berufliche Bildung traf sich zweimal und 
beschäftigte sich mit der aktuellen Ausbildungssitua-
tion, dem Stand des Bewerberjahres sowie aktuellen 
berufsbildungspolitischen Fragestellungen im Land.

Um eine enge Verknüpfung der Lernorte Schule und 
Betrieb für die gewerkschaftliche Arbeit sowie die 
Mitarbeit in Landesgremien und Arbeitskreisen ab-
zusichern, arbeitet der DGB Sachsen-Anhalt im Vor-
standsbereich Berufsbildende Schulen in der GEW 
Sachsen-Anhalt mit. So erfolgte unter anderem die 
gemeinsame Erarbeitung der Stellungnahme zur Ver-
ordnung über das Berufsvorbereitungsjahr.
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Niedersachsen

Das Bundesland ist weiterhin von wachsender Armut 
betroffen. Die Armutsgefährdungsquote liegt inzwi-
schen bei über 15 Prozent. Besonders betroffen sind 
Arbeitslose und Alleinerziehende, aber auch Men-
schen mit nicht Existenz sichernder Arbeit. Besonders 
Besorgnis erregend ist die zunehmende Altersarmut, 
sie wird sich durch die fortlaufende Absenkung des 
Rentenniveaus und die Verschiebung des Renten-
eintrittsalters noch weiter verschärfen. Auf diesen 
Zusammenhang hat der DGB mehrfach aufmerksam 
gemacht und eine grundlegende Reform der Alters-
sicherung eingefordert. Das Rentenniveau muss auf 
dem Wert von 53 Prozent bleiben, die Rente mit 67 
muss zurückgenommen werden.

Im Rahmen der Landesarmutskonferenz hat der DGB 
intensiv mitgearbeitet. Hierbei ist es gelungen, mit 
allen rund 20 Mitgliedern der Landesarmutskonferenz 
eine gemeinsame Erklärung zur Bundestagswahl zu 
verabschieden, die sich in weiten Teilen mit der DGB-
Position deckt. Anfang September wurde eine Fach-
konferenz zum Thema Armut mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Parteien durchgeführt, veranstaltet 
von der Landesarmutskonferenz, dem Diakonischen 
Werk, der Caritas, ver.di, dem DGB und dem SoVD. 
Die Konferenz war gut besucht und hat erhebliche 
Medienresonanz gefunden. 

Im Bereich des Sozialgesetzbuches (SGB) II arbeitet 
der DGB in der Vorbereitungskommission der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe mit. Hierbei geht es vor allem 
um Informationsgewinnung. Eine Mitgestaltung der 
Zielsteuerung war bisher nicht möglich und seitens 
des Landes auch nicht vorgesehen. Sehr kritisch zu 
bewerten ist, dass insbesondere bei vielen kommu-
nalen Vertreterinnen und Vertretern der Fokus allein 
auf der Reduzierung der Leistungen für Unterkunft 
und Heizung liegt und die Situation der Arbeitslosen 
aus dem Blick zu geraten droht. Hochproblematisch 
ist die Zielsteuerung im SGB II, die vorrangig auf 
schnelle Integration von leicht Vermittelbaren setzt, 
sich dabei insbesondere der Leiharbeit bedient und 
somit Jobrotation, aber keine nachhaltige Integration 
in den ersten Arbeitsmarkt fördert.

Bremen

Bremen ist eine der deutschen Großstädte, in der 
die soziale Spaltung besonders stark ausgeprägt ist. 
Die ungleiche Verteilung von Vermögen und Einkom-
men nimmt immer noch zu, die soziale Polarisierung 
schreitet weiter voran. Im Ländervergleich weist das 
Bundesland mit 22 Prozent mittlerweile die höchste 
Armutsgefährdungsquote auf. Besonders stark be-
troffen sind Alleinerziehende, Geringqualifizierte, vie-
le Migrantinnen und Migranten und vor allem Kinder. 
Fast 30 Prozent aller Bremer Kinder befinden sich in 
einer armutsgefährdeten Lebenslage, in Bremerhaven 
sind es fast 40 Prozent. Der DGB arbeitet deshalb in 
einem Bündnis mit, das eine Armuts- und Chancen-
konferenz mit dem Schwerpunkt Bekämpfung von 
Kinderarmut durchführte. 

Das Bündnis „Umfairteilen“, das sich 2012 gegründet 
hat, setzt sich für die Vermögensabgabe und Vermö-
genssteuer ein. Große mediale Beachtung fand in 
diesem Jahr eine Aktion auf dem Kulturfest Bremi-
nale, bei der das Bündnis die Flucht in Steueroasen 
thematisierte.

Sozialpolitik 
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Die Interessengemeinschaft Schwerbehinderte erar-
beitete Stellungnahmen zur Gewalt gegen Behinderte 
und arbeitet aktiv mit in der Landesarbeitsgruppe zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 

Selbstverwaltung
In vielen Krankenkassen und in der Rentenversiche-
rung sind Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
für die Selbstverwaltung benannt. Der DGB über-
nimmt die Koordination und Schulung der Kollegin-
nen und Kollegen. Erstmals wurden vom DGB auch 
die VersichertenberaterInnen und -ältesten zu einem 
Austausch mit der alternierenden Vorsitzenden der 
Rentenversicherung Bremen-Oldenburg eingeladen. 
Da die Teilnehmenden diesen Austausch ausdrücklich 
begrüßten, wird er nun jährlich stattfinden.

Neben dem Saarland hat nur noch Bremen eine Ar-
beitnehmerkammer. Jeder Arbeitnehmer und jede 
Arbeitnehmerin mit einem Arbeitsplatz im Land Bre-
men zahlt einen Beitrag in Höhe von 0,15 Prozent 
des Bruttolohns. Die Arbeitnehmerkammer und die 
Gewerkschaften setzen sich in einem konstruktiven 
Miteinander für gute Arbeitsbedingungen ein. Die 

Gewerkschaften sind in der Vollversammlung und 
im Vorstand vertreten. Sie überwachen die Auf-
gabenerfüllung der Kammer und arbeiten aktiv in 
Ausschüssen mit.

Aktion des Bündnisses „Umfairteilen“ auf der Breminale
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Nach § 2 der Satzung des DGB nimmt dieser die 
Funktion als Spitzenorganisation in Fragen des Be-
amten- und Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
wahr und koordiniert die gemeinsamen Aufgaben der 
Gewerkschaften für die Beamtinnen und Beamten. 
In enger Abstimmung und konstruktiver Zusammen-
arbeit mit den betroffenen Mitgliedsgewerkschaften 
nimmt der DGB die Beteiligungsrechte in Gesetzge-
bungsverfahren wahr, erarbeitet Stellungnahmen, 
führt Beteiligungsgespräche und entwickelt darüber 
hinaus Grundsatzpositionen in beamtenrechtlichen 
Fragen, zum Beispiel zum Laufbahnrecht oder zu 
Besoldung und Versorgung.

Niedersachsen

Die Landesbeamtenkommission hat 2013 zweimal 
getagt und sich mit verschiedenen Gesetzes- und 
Verordnungsentwürfen sowie aktuellen beamten-
politischen Fragen befasst. Insbesondere die Tarif- 
und Besoldungsrunde der Länder wurde diskutiert. 
Bereits im Februar überreichten der DGB und die 
Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes dem neu-
en Innenminister Boris Pistorius die Forderung nach 

der Übertragung des Tarifergebnisses auf die nieder-
sächsischen Beamtinnen und Beamten. Nachdem die 
neue Landesregierung zunächst nur die erste Stufe 
des Tarifergebnisses übertragen hat, hat der DGB am 
Rande der Landeshaushaltsklausur im Juni nochmals 
die Forderung nach der zeitgleichen Übertragung 
zum 1. Januar 2014 an Ministerpräsident Stephan 
Weil herangetragen. Dass das Land die zweite Stufe 
erst zum 1. Juni 2014 übertragen wird, hat der DGB 
nachdrücklich kritisiert.

Daneben hat der DGB Stellung genommen zum Ent-
wurf über die „Anpassung der Geschäftsanweisung 
für Gerichtsvollzieher und der Gerichtsvollzieherord-
nung an die Bestimmungen des Gesetzes zur Re-
form der Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung 
- Angelegenheiten der Gerichtsvollzieherinnen und 
Gerichtsvollzieher“.

Am 28. August fand die Personal- und Betriebsräte-
konferenz des DGB in Hannover statt. Schwerpunkt 
war das Thema „Demografischer Wandel – Zukunft 
des Öffentlichen Dienstes“. ReferentInnen waren 
Elke Hannack (stellvertretende DGB-Vorsitzende) 
und Achim Meerkamp (Mitglied des ver.di-Bundes-
vorstandes). Sie diskutierten mit den Personal- und 
Betriebsräten über familienfreundliches und alterns-
gerechtes Arbeiten im Öffentlichen Dienst.

Vereinbarungen nach § 81 NPersVG
81er-Vereinbarungen werden abgeschlossen zwi-
schen dem DGB als der Spitzenorganisation der zu-
ständigen Gewerkschaften und der Landesregierung. 
Im Jahr 2013 wurden Vereinbarungen über das Per-
sonalmanagementverfahren in der Landesverwaltung 
und zu einer Personalstrukturanalyse der Landesbe-
schäftigten abgeschlossen. In neue Verhandlungen 
eingetreten ist der DGB zu einer Reform der 81er-
Vereinbarung über die Angestelltenlehrgänge und 
über den Abschluss einer Vereinbarung über die Pro-
tokollierung von IT-Daten. Die Vereinbarung über die 

Öffentlicher Dienst / Beamtenpolitik

Übergabe der DGB-Forderungen an Innenminister Boris Pistorius
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Nutzung dienstlicher Telekommunikationsendgeräte 
in der niedersächsischen Landesverwaltung (Telefo-
nie) befindet sich noch in der Erörterung.

Bremen

Auch in Bremen war die Besoldung der Beamtinnen 
und Beamte zentrales Thema. Trotz vieler Gesprä-
che im Vorfeld hat der Senat den Tarifabschluss im 
Öffentlichen Dienst zum wiederholten Male nicht 
zeit- und wirkungsgleich für alle Beamtinnen und 
Beamte übertragen. Vielmehr wurde eine Staffelung 
in Anlehnung an Nordrhein-Westfalen vorgenom-
men: eine vollständige, aber zeitlich verschobene 
Übernahme bis zur Besoldungsgruppe A10, eine 
Erhöhung der Bezüge um ein Prozent mit zeitlicher 
Verschiebung für die Besoldungsgruppen A11 und 
A12 und keine Erhöhung ab Gruppe A13. Begründet 
wurde dieses Vorgehen mit der Haushaltsnotlage im 
Land Bremen. Dazu wurde darauf verwiesen, dass 
starke Schultern mehr tragen müssten als schwache. 
Mitglieder der DGB-Gewerkschaften setzten ihren 
Unmut über diese sozial ungerechte Behandlung in 
vielfältige Aktionen um: Demonstrationen, Protest-
aktionen unter dem Motto „Ihr tretet uns mit Füßen“, 

Gespräche mit Fraktionsvorsitzenden, Anhörungen 
im Finanz- und Haushaltsausschuss. Mit der Senato-
rin für Finanzen Karoline Linnert wurde verabredet, 
Musterklagevereinbarungen zu schließen, die für 
jede Besoldungsgruppe umgesetzt werden. Weitere 
Aktivitäten sind in Vorbereitung und werden von der 
DGB-Landesbeamtenkommission koordiniert.

Personal- und Betriebsräte diskutieren Folgen des demografischen Wandels.

Protest in Bremen wegen Beamtenbesoldung
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Sachsen-Anhalt

Der DGB hat zu allen Gesetzesentwürfen Stellung-
nahmen abgegeben. Der DGB und die Gewerkschaf-
ten des Öffentlichen Dienstes arbeiten konstant im 
Landespersonalausschuss und im Beirat für Versor-
gung mit. Regelmäßig fanden Gespräche mit In-
nenminister Holger Stahlknecht und Finanzminister 
Jens Bollerjan statt. Auch mit dem Datenschutzbe-
auftragten Dr. Harald von Bose suchte der DGB den 
Austausch.
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Internationaler Frauentag
Mit 48 Veranstaltungen hat der DGB-Bezirk unter 
dem Motto „Heute für Morgen Zeichen setzen“ am 
Internationalen Frauentag erneut in unterschiedlichs-
ter Form Zeichen gesetzt. Bei bunten, informativen 
Straßenaktionen forderten die DGB-Frauen unter 
anderem eigenständige Existenzsicherung statt 
Minijobs und Niedriglöhne. In Halle gab es bei der 
Frauentags-Straßenbahn-Fahrt politischen Talk bei 
Musik, Kaffee und Kuchen. Im Bremer Rathaus wurde 
die Verleihung des Titels „Bremer Frau des Jahres“ 
vorgenommen. In Hannover wurde im Rahmen des 
politischen Frauenfrühstücks mit Vertreterinnen aus 
Spanien und Griechenland über die Auswirkungen 
der Krise auf den Alltag von Frauen in Deutschland 
und in Europa diskutiert.

Equal Pay Day
Bezirksweit wurden mehrere Veranstaltungen zum 
internationalen Equal Pay Day durchgeführt, der in 
diesem Jahr auf den 21. März fiel. Bis zu diesem Da-
tum mussten Frauen in Deutschland durchschnittlich 
arbeiten, um auf das Vorjahresgehalt von Männern 
zu kommen. An dieser geschlechtsspezifischen Ent-
geltlücke hat sich seit Jahrzehnten nichts geändert, 
deshalb hat sich vor einigen Jahren in Hannover das 
Aktionsbündnis für Niedersachsen gegründet, zu dem 
auch der DGB-Bezirk gehört. Das diesjährige Motto 
des Aktionsbündnisses war FAIRP(L)AY. Bei einer 
Outdoor-Veranstaltung in der Innenstadt von Han-
nover konnten viele Personen angesprochen werden. 

Außerdem hat der DGB gemeinsam mit der Friedrich-
Ebert-Stiftung und der IG BCE eine Veranstaltungsrei-
he unter dem Titel „Rolle vorwärts. Wie schaffen wir 
Gleichstellung in Arbeit und Gesellschaft?“ durch-
geführt und viel Fachpublikum erreicht. Der DGB 
hat dabei das Thema „(Alles) Anders als gedacht? 
Wenn Frauen die Familie ernähren“ als Schwer-
punkt gewählt. Das Projekt Familienernährerinnen 
ist initiiert vom DGB-Bundesvorstand und wird vom 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend finanziert. Im Fokus des Projektes steht die 
Beobachtung, dass immer mehr Frauen mit ihrem 
Einkommen die Familien ernähren, als Alleinerzie-
hende oder mit Partner. Die Veranstaltung kam bei 
den BesucherInnen sehr gut an.

Tag der betrieblichen Entgeltgleichheit
2013 fanden zum ersten Mal von den Einzelgewerk-
schaften organisierte Aktionen in Betrieben zum The-
ma Entgeltgleichheit statt. Die Aktionen standen un-
ter dem Motto „Die Lücke schließen“ und widmeten 
sich der Bedeutung von Tarifverträgen oder der Frage 
der betrieblichen Mitbestimmung. In diesem Jahr fiel 
der Tag auf dem 11. Oktober, da dies der Tag ist, ab 
dem nach der aktuellen Lohnlücke von 22 Prozent 
Frauen für ihre Arbeit im Vergleich zu Männern quasi 
nicht mehr bezahlt werden.

Frauenbezirkskonferenz
Unter dem Motto „Wir sind dran! SELBST.BESTIMMT.
SICHER.“ fand am 22. Juni in Hannover die Bezirks-
frauenkonferenz statt. Fünfzig Gewerkschafterinnen 

Frauen- und Gleichstellungspolitik

Aktion in Hannover zum Equal Pay Day



25jahresbericht 2013 DGB

diskutierten zusammen mit Gästen aus Politik und 
Verbänden über Wege zu echter Gleichstellung und 
eigenständiger Existenzsicherung von Frauen. Mit vier 
Frauen aus den Vorständen von DGB und Gewerk-
schaften, der Vorstandsvorsitzenden des Deutschen 
Frauenrates, einer Vertreterin des niedersächsischen 
Landesfrauenrates und der Bremischen Zentralstelle 
für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der 
Frau, der niedersächsischen Sozialministerin Cornelia 

Rundt und der Vorsitzenden der Sachverständigen-
kommission zur Erstellung des Ersten Gleichstellungs-
berichtes der Bundesregierung war zahlreiche frau-
enpolitische Prominenz anwesend. Im Rahmen der 
Konferenz fand eine lebhafte politische Diskussion 
und intensive Antragsberatung statt. Die Bezirks-
frauenkonferenz findet alle vier Jahre statt, sie ist 
das oberste entscheidende Gremium der Gewerk-
schaftsfrauen in Niedersachsen. 

Der Bezirkfrauenausschuss hat gemeinsam mit dem 
Landesfrauenausschuss und den Kolleginnen, die in 
den Regionen für Frauenpolitik zuständig sind, in 
diesem Jahr dreimal getagt. Schwerpunkt der Arbeit 
war die Vorbereitung der Bezirksfrauenkonferenz.

Niedersachsen

Landesfrauenrat
Der Landesfrauenrat hat sich mit Wahlprüfsteinen 
zu den Landtagswahlen positioniert und eine Podi-
umsdiskussion mit den frauenpolitischen Fachpoliti-
kerinnen aus den jeweiligen im Landtag vertretenen 
Parteien durchgeführt. Informationen zu weiteren 
Fachveranstaltungen, die der Landesfrauenrat durch-
geführt hat, gibt es unter www.landesfrauenrat-nds.
de. Zur Frage der interkulturellen Kompetenz und 
besseren Verzahnung mit Migrantinnen-Organisati-
onen hat der Landesfrauenrat nach zwei im Vorjahr 
durchgeführten Workshops vertiefend gearbeitet.
Der Arbeitskreis Frau und Wirtschaft beleuchtet 
wirtschafts-und arbeitsmarktpolitische Fragen aus 
Frauensicht, führt Veranstaltungen durch und erarbei-
tet Positionspapiere oder Resolutionen. Schwerpunkt 
ist derzeit das Thema „Demografischer Wandel/Fach-
kräftedebatte aus Sicht der Frauen.“ Der Arbeitskreis 
wird vom DGB geleitet.

Minijobs
7,5 Millionen Menschen sind in Deutschland in Mini-
jobs beschäftigt, mehrheitlich Frauen. Der DGB for-

Polit-Prominenz bei der Bezirksfrauenkonferenz

Delegierte und Gäste der Bezirksfrauenkonferenz
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dert eine Reform der Minijobs und setzt sich in aller 
Konsequenz dafür ein, auch der DGB-Bezirk hat sich 
intensiv mit dieser Thematik nach außen gewandt. 
Im Rahmen der niedersächsischen Landtagswahlen 
wurden gezielt frauen- und gleichstellungspolitische 
Fragen auf unterschiedlichen Ebenen wie Positions-
papiere bzw. Podiumsdiskussionen eingebracht. Glei-
ches gilt auch für die Bundestagswahlen.

Gleichstellung und Migration
Im März fand der zweite vom Bundesfamilienministe-
rium organisierte Migrantinnenkongress in Frankfurt 
am Main statt. Er widmete sich dem Thema Chancen-
gleichheit am Arbeitsmarkt und der Vernetzung mit 
anderen Frauenorganisationen. Naciye Celebi-Bektas 
hat für den DGB an der Podiumsdiskussion zum The-
ma „Was muss sich für Migrantinnen am Arbeits-
markt bewegen? Wie können Selbstorganisationen 
das unterstützen?“ teilgenommen, die Positionen des 
DGB dargestellt und Migrantinnen motiviert, sich in 
den Gewerkschaften zu organisieren, da Frauen mit 
Migrationshintergrund auf dem deutschen Arbeits-
markt noch immer vielen Benachteiligungen unterlie-
gen. Rund 200 Frauen aus dem ganzen Bundesgebiet 
haben sich an der Tagung beteiligt.

Die Hauptabteilung für Frauenpolitik der IGBCE hat 
ein interkulturelles Netzwerk für Frauen eingerichtet, 
in dem der DGB mitarbeitet. Schwerpunkt der Arbeit 
des Netzwerkes ist die Situation der Frauen mit Mig-
rationshintergrund auf dem Arbeitsmarkt.

Bremen

Der Landesfrauenausschuss koordiniert die gewerk-
schaftlichen Aktivitäten zur Frauen- und Gleich-
stellungspolitik. Zum Internationalen Frauentag 
thematisierten die DGB-Frauen das Thema Entgel-
tungleichheit. Auf Initiative von ver.di und IG Metall 
wurden Unterschriften zu einem Bürgerantrag ge-

sammelt. Kernthema des Antrages ist die Aufnahme 
einer Antidiskriminierungsklausel in das Bremische 
Tariftreue- und Vergabegesetz. 

Beim Equal Pay Day stand das Thema „Lohnfindung 
im Gesundheitswesen“ im Mittelpunkt. „Viel Dienst 
und wenig Verdienst“ war das Motto einer öffentli-
chen Veranstaltung auf dem Marktplatz. 

Im Herbst fand das Planungsseminar für 2014 auf 
Helgoland statt. Im Fokus stand die Thematik „Wel-
che Frauenpolitik brauchen wir und mit welchen Res-
sourcen können wir unsere Ansprüche umsetzen?“.

Auf der Delegiertenversammlung des Bremer Frauen-
ausschusses, dem Zusammenschluss von 48 Bre mer 
Frauengruppen, wurde die DGB-Vertreterin Marga-
reta Steinrücke als stellvertretende Vorsitzende ge-
wählt.

Bodenzeitung zum Internationalen Frauentag in Bremen
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Sachsen-Anhalt

Trotz gleichstellungspolitischer Bemühungen gehört 
Sachsen-Anhalt zu den Bundesländern, in denen 
Frauen in der Arbeitswelt am meisten benachteiligt 
sind. Die negativen Wirkungen ausufernder Niedrig-
lohnbereiche und prekärer Beschäftigungsverhält-
nisse treffen hier besonders viele. Der DGB spricht 
deshalb Frauen- und Gleichstellungsbelange auf wirt-
schafts- und strukturpolitischer Ebene an, wie auch 
im Zusammenhang mit Arbeitsmarkt-, Bildungs-, 
Berufsbildungs- und Jugendpolitik.

Im vergangenen Jahr ist der DGB den Überlegungen 
der Landesministerin für Gleichstellung Angela Kolb, 
die Arbeitsstelle der Landesbeauftragten für Gleich-
stellung abzuschaffen, erfolgreich entgegen getreten.
Der DGB gehört zu den Dialogpartnern für das Lan-
desprogramm für ein geschlechtergerechtes Sachsen-
Anhalt.

Personengruppen-Arbeit und konkrete politische 
Aktionen für Frauenbelange werden in den sachsen-
anhaltischen DGB-Regionen geleistet. Insbesondere 
die DGB-Region Halle-Dessau ist dabei beispielge-
bend. So sind die DGB-Frauenarbeitskreise in Halle, 
Sangerhausen und im Mansfelder Land hervorzuhe-
ben. In den regionalen Frauenkreisen in Dessau und 
Weißenfels arbeiten DGB-Kolleginnen mit anderen 
gesellschaftlichen Gruppen zusammen.

DGB-Frauen engagieren sich auch in Bündnissen 
für Demokratie und Zivilcourage. DGB-Kolleginnen 
beraten Frauen in den Servicebüros bei sozialrecht-
lichen Fragen. Anita Reinecke aus der DGB-Region 
Halle-Dessau vertritt den DGB im Landesfrauenrat 
Sachsen-Anhalt.

Aktion der DGB-Frauen in Bremen
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Jugend macht Ansagen
„Jugend macht Ansagen“ ist die bundesweite Kam-
pagne der DGB-Jugend, mit der die zentralen For-
derungen der Gewerkschaftsjugend im Wahljahr zu 
Ausbildung, Bildung und Arbeit in den Mittelpunkt 
gestellt wurden. Den Auftakt der Kampagne bildete 
der „Tag der Ansage“ am 16. März, der bundes-
weit an sechs Orten, unter anderem in Hannover, 
stattfand. Mit kreativen Aktionen in der Innenstadt 
machten 300 junge Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl 
auf ihre politischen Forderungen aufmerksam. 

Demo am 7. September 2013
In ganz Norddeutschland wurde innerhalb der Ge-
werkschaften unter dem Motto „Gute Arbeit. Sichere 
Rente. Soziales Europa. Aktiver Staat.“ zur Demonst-
ration aufgerufen, um im Bundestagswahlkampf auf 
die gewerkschaftlichen Forderungen aufmerksam 
zu machen. 

Die Gewerkschaftsjugend lief gemeinsam in einem 
großen Jugendblock mit und machte mit vielen Akti-
onen, eigenen Transparenten und kreativen Slogans 
auf die Jugendforderungen aufmerksam.

Jugend

Spray-Aktion beim Tag der Ansage

Jugend aktiv für Gute Ausbildung und Gute Arbeit
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3. Ordentliche Bezirksjugendkonferenz
Die 3. Ordentliche Bezirksjugendkonferenz fand von 
31. Mai bis 1. Juni in Magdeburg statt. 56 Delegierte 
und zahlreiche Gäste nahmen an der Konferenz teil. 
Die Gewerkschaftsjugenden messen dieser Konfe-
renz, die nur alle vier Jahre stattfindet, eine große 
Bedeutung bei, da sie der wichtigste Ort ist, um be-
zirksweit gewerkschaftsübergreifende Positionen zu 
bestimmen. 

Der zweite Konferenztag begann mit einer nach 
Wolfsburg gerichteten Resolution unter der Über-
schrift „Nazis keinen Meter, unsere Solidarität gilt 
den Antifaschist*innen!“, da dort am selben Tag ein 
Naziaufmarsch stattfand. 44 Anträge wurden in die 
Konferenz eingebracht und intensiv diskutiert, 39 von 
ihnen wurden beschlossen. Die Delegierten haben 
sich unter anderem für eine bessere Ausstattung 
der Berufsschulen ausgesprochen, für Lehrmittel-
freiheit, für eine Mindestausbildungsvergütung, für 
einen Mindestlohn von 10 Euro und für Arbeitszeit-
verkürzung.

Berufsschularbeit
Für gut drei Viertel der Jugendlichen ist die Berufs-
schularbeit der erste Kontakt mit Gewerkschaften. 
Mit Hilfe konkreter regionaler Absprachen und enger 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedsgewerkschaften ist 
es gelungen, durch Projekttage an vielen Berufsschu-
len präsent zu sein. Auf diese Weise konnten mehrere 
tausend Auszubildende erreicht werden.

Die Berufsschularbeit wird von den regionalen Tea-
menden-Arbeitskreisen (TAKs) getragen. Um Erfah-
rungen auszutauschen und eine kontinuierliche Wei-
ter entwicklung der Konzeption zu ermöglichen, hat 
im September ein überregionaler Teamenden-Arbeits-
kreis (ÜTAK) stattgefunden, an dem Teamende aus 
dem ganzen Bezirk teilgenommen haben. 

Zusätzlich wurde in diesem Jahr kurzfristig eine zu-
sätzliche Qualifizierung für neue Teamende auf die 
Beine gestellt, da durch den stetigen Ausbau der 
Berufs schularbeit und durch das hohe Interesse von 
Ehren amtlichen der Bedarf stieg. In der Regel wer-

Mitbestimmen bei der Jugendkonferenz
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den neue Teamende bei bundesweiten Schulungen 
quali fiziert, deren Plätze sind jedoch begrenzt. Durch 
die bezirkliche Schulung konnte Interessierten der 
Einstieg in die Teamenden-Arbeit noch im Herbst 
ermöglicht werden. 

Jugendbildungsarbeit 
Auch 2013 gab die DGB-Jugend ein bezirksweites 
Bildungsprogramm heraus mit dem Motto „Bildung 
Extrem: Bilde dich, bilde andere, bilden wir eine so-
lidarische Gesellschaft“, in dem Bildungsangebote 
zu Themen wie Antidiskriminierung, Antirassismus, 
Tarifrecht, gesellschaftliche Teilhabe und Interessen-
vertretung, Zukunfts- und Berufsorientierung ange-
boten wurden.

Geschlechterbewusste Bildungsarbeit
Im Rahmen der geschlechterreflektierenden Bildungs -
arbeit erfolgt die Auseinandersetzung mit Dis kri mi-
nierungs formen wie Sexismus, Transphobie, Homo-
phobie und Lookism. Ausgangspunkt ist die Annahme, 
dass Geschlecht ein grundlegender Ordnungs faktor 
in unserer Gesellschaft ist, der alle Lebens bereiche 

durchdringt und individuelle Vor- und Nachteile im 
Alltag schafft.

In den Seminaren werden Themen wie Geschlechter-
normen und Schönheitsstereotypen, Begehren und 
Sexualität, geschlechterreflektierende Berufsorientie-
rung und Gewaltprävention behandelt. Das Ziel ist, 
junge Menschen darin zu stärken, ohne Angst ver-
schieden sein zu können, Benachteiligung aufgrund 
von Geschlechtsaspekten zu erkennen, zu benennen 
und abzuschaffen. 

Da das Interesse sehr hoch ist, wurden in diesem 
Jahr zwei Teamenden-Qualifizierungen angeboten. 
Die Teamenden haben sich bezirksweit zweimal zum 
„Gender-ÜTAK“ getroffen, um sich auszutauschen 
und weiterzubilden.

Für Demokratie Courage zeigen
Die Seminare der Reihe „Für Demokratie Courage 
zeigen“ bestärken junge Menschen darin, sich aktiv 
mit Rassismus, Antisemitismus und Neonazismus zu 
beschäftigen und sich mit möglichen Handlungsper-

Deine Stimme zählt beim Tag der Ansage in Hannover!
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spektiven dagegen auseinanderzusetzen. 

Dazu veranstaltet die DGB-Jugend ein- bis mehrtägi-
ge Workshops mit SchülerInnen, Auszubildenden und 
jungen Menschen im sogenannten Übergangssystem. 
In bewusster Abgrenzung zum schulischen Alltag 
wird in diesen Seminaren mit vielfältigen Methoden 
und Materialien gearbeitet, zum Beispiel mit Collagen 
und Comics, Rollen- und Planspielen, theaterpäda-
gogischen Übungen, Exkursionen, Interviews und 
ExpertInnenbefragungen.

Die Teamenden haben sich bezirksweit in ÜTAKs ge-
troffen und mit den Themen „Kritisches Weißsein“ 
und „Empowerment (Selbstbemächtigung) von Men-
schen mit Rassismuserfahrungen“ beschäftigt. Für 
neue Teamende hat eine Qualifizierung stattgefunden.

Gedenkstättenarbeit
In Niedersachsen beteiligte sich die DGB-Jugend am 
Internationalen Workcamp in Bergen-Belsen. Dort 
treffen sich junge Leute aus verschiedenen Ländern, 
um sich mit der Geschichte und aktuellen Fragen von 
Rassismus und Faschismus auseinander zu setzen. 
Das Jugendworkcamp ist eine Kooperationsveranstal-
tung zwischen der Gedenkstätte Bergen-Belsen und 
dem Landesjugendring Niedersachsen e.V., gefördert 
über die Stiftung niedersächsische Gedenkstätten.

Im Rahmen der mehrjährigen Seminarreihe „Wi(e)
der das Vergessen“ fanden 2013 in Sachsen-Anhalt 
drei Seminare statt. Zur Nachbereitung der Bil-
dungsreise nach Auschwitz, die im November 2012 
stattgefunden hat, trafen sich die TeilnehmerInnen 
Anfang Februar in Halle, um Erlebnisse und Eindrücke 
auszuwerten. Am ersten Märzwochenende fand in 
Wernigerode ein Seminar zu den Themen Fremd- und 
Zwangsarbeit sowie Todesmärsche statt. Den Ab-
schluss der Seminarreihe bildete im September ein 
Wochenendseminar in Nordhausen, in dessen Rah-
men unter anderem die KZ-Gedenkstätte Mittelbau-

Dora besichtigt wurde.

Internationales 
Vom 6. bis 12. Oktober fand die Bildungsreise „Bella 
Ciao – Auf den Spuren der PartisanInnen“ (Italien) 
statt. In Italien begaben sich die Jugendlichen in Ko-
operation mit dem Geschichtsinstitut „Istoreco“ auf 
die Spuren der PartisanInnen, die Widerstand gegen 
die Besatzung durch Nazi-Deutschland und gegen 
den italienischen Faschismus leisteten. Gespräche 
mit ZeitzeugInnen, Besuche in Gedenkstätten und 
die Wanderung auf alten Pfaden der PartisanInnen 
bildeten die Höhepunkte der Bildungsreise.

Vom 15. bis 23. Oktober konnte die DGB-Jugend 
ihren Austausch mit der israelischen Gewerkschaft 
Histadrut Haifa fortsetzen. Im Mittelpunkt des Be-
suchs durch eine israelische Delegation in Magde-
burg und Hannover stand der Austausch über das 
Arbeitsleben junger Menschen in Deutschland und 
Israel sowie eine Betriebsbesichtigung in Wolfsburg. 

Studierendenarbeit 
Gewerkschaftliche Zielgruppenarbeit mit Hochquali-
fizierten nimmt ein immer größeres Gewicht ein, da 
immer mehr ArbeitnehmerInnen einen Hochschulab-
schluss besitzen und es zunehmend weniger klassi-
sche FacharbeiterInnen als typische Zielgruppe von 
Gewerkschaftsarbeit gibt. Neben den vielfältigen 
lokalen Aktivitäten der Hochschulinformationsbüros 
(Hibs), der gewerkschaftlichen Hochschulgruppen 
und der ASten fand vom 3. bis 4. Mai ein bezirkswei-
tes Studierendenvernetzungsseminar statt. Ziel dieser 
Tagung ist es, bestehende Aktivitäten zu bündeln, 
eine Plattform zum Austausch der Aktiven vorzuhal-
ten und den Wissenstransfer über Best-Practice-Bei-
spiele und neue Ansätze gewerkschaftlicher Studie-
ren denarbeit zu gewährleisten. Schwerpunkt war in 
diesem Jahr das hochschulpolitische Programm des 
DGB, das wenige Monate zuvor vom Bundesvorstand 
beschlossen worden war. 
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Gremien
Bei den Sitzungen des Bezirksjugendausschuss und 
des Landesjugendausschuss Sachsen-Anhalt treffen 
sich delegierte VertreterInnen der Gewerkschaften 
(Haupt- und Ehrenamtliche), um Aktivitäten zu 
planen, sich auszutauschen und aktuelle Entwick-
lungen zu diskutieren. Sie sind wichtiger Ort des 
Austauschs, der Vernetzung und der Diskussion zu 
den gewerkschaftsübergreifenden Zielen der DGB-
Jugend. Schwerpunkte bilden dabei Themen wie die 
aktuellen Bedingungen in Ausbildung und Studium 
oder Aktivitäten gegen Rechts. Die Gremien tagen 
jeweils vier- bis sechsmal pro Jahr. 

Landesjugendringe
Niedersachsen
Zur Landtagswahl Niedersachsen erarbeitete der Lan-
desjugendring gemeinsam mit der Bundeszentrale für 
Politische Bildung einen Wahl-O-Maten, um (nicht 
nur) junge Menschen über die Parteiprogramme zu 
informieren und zu den Wahlen zu mobilisieren. Die Be-
teiligung am Wahl-O-Maten war überwältigend. Auch 
bei der Gewerkschaftsjugend fand er großen Anklang. 

Bei der Vollversammlung des Landesjugendrings am 
2. März brachte die DGB-Jugend die Anträge „Aus-
bildungsgarantie für alle!“ und „Die Schuldenbremse 
nicht in die Landesverfassung aufnehmen – mit Ge-
nerationengerechtigkeit hat sie nichts zu tun!“ ein. 
Der Antrag zur Schuldenbremse wurde ange nom men, 
der Antrag zu Ausbildungsgarantie wurde abgelehnt. 
Dies verdeutlicht, wie heterogen die Jugend verbände 
sind, mit denen die DGB-Jugend unter dem Dach des 
Landesjugendrings eine Arbeitsebene finden muss.

Über den Landesjugendring Niedersachsen war die 
DGB-Jugend bei der Ideenexpo 2013 in Hannover 
präsent. Durch spielerische Methoden, Gespräche 
und Infomaterial wurde jungen Menschen die Rolle 
der Gewerkschaften in Arbeitswelt, Ausbildung oder 
Studium vermittelt.

Bremen
In Bremen ist die DGB-Jugend im Vorstand des Ju-
gendrings vertreten. Die interkulturelle Öffnung der 
Jugendverbandsarbeit steht seit einiger Zeit auf der 
Agenda der Verbände im Jugendring. Ein weiteres 
wichtiges Thema ist der Kampf für eine bessere 
Ausstattung der Jugendverbandsarbeit und Jugend-
förderung: Im Bündnis „30 % mehr Zukunft“ setzt 
sich die DGB-Jugend gemeinsam mit zahlreichen 
Jugendverbänden und freien Trägern aus Bremen 
und Bremerhaven angesichts drohender bzw. schon 
erfolgter Haushaltskürzungen für die Förderung einer 
lebendigen und vielfältigen Jugendarbeit ein. 

Sachsen-Anhalt
Die DGB-Jugend ist in die Arbeit des Kinder- und Ju-
gendringes inhaltlich und personell eingebunden. So 
beteiligen sich die DGB-JugendbildungsreferentInnen 
an landesweiten, verbandsübergreifenden Treffen 
und diskutieren in diesem Rahmen aktuelle jugend-
politische und förderrelevante Themen. Darüber 
hinaus nimmt die DGB-Jugend an den Mitglieder-
versammlungen und zweimal jährlich stattfinden-
den SprecherInnenkreisen teil und beteiligt sich in 
verschiedenen Arbeitsgruppen.

Niedersachsen

Landtagswahl
Mit einem sogenannten „Radioballett“ machte die 
DGB-Jugend in Hannover am 12. Januar, eine Woche 
vor der Landtagswahl in Niedersachsen, auf ihre po-
litischen Forderungen aufmerksam. Dabei erhalten 
die Teilnehmenden über Kopfhörer Anweisungen für 
eine Choreografie auf der Straße. Die PassantInnen 
sehen nur, wie die Teilnehmenden agieren, hören 
aber nicht die Anweisungen, so dass ein Radioballett 
irritiert und viel Aufmerksamkeit erzeugt.

Zwei Tage vor der Landtagswahl beteiligte sich die 
DGB-Jugend am 18. Januar an der Demo gegen 
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Bil dungsgebühren in Hannover und war mit einem 
Ge werk schafts(jugend)block präsent. Zentrale For-
derung der Demo war die Abschaffung der Bildungs-, 
insbe sondere der Studiengebühren.

Ausbildungsreport
Am 15. Oktober wurde der zweite Ausbildungsre-
port für Niedersachsen veröffentlicht. Der Report 
bewertet die Qualität der Ausbildung aus Sicht der 
Auszubildenden. Insgesamt 1.283 Auszubildende aus 
21 der 25 in Deutschland am häufigsten besetzten 
Ausbildungsberufe haben sich an der Befragung der 
Gewerkschaftsjugend beteiligt. Die Medienresonanz 
war sehr hoch. So gab es zahlreiche Berichte in Fern-
sehen, Radio und verschiedenen Zeitungen.

Der Ausbildungsreport ergab, dass der überwiegende 
Teil der Befragten mit der Ausbildung erfreulicherwei-
se zufrieden ist. Dies darf jedoch nicht darüber hinweg 
täuschen, dass es nach wie vor gravierende Mängel 
gibt: Regelmäßige Überstunden, ausbildungsfremde 
Tätigkeiten oder Missachtung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes sind leider keine Seltenheit. Deutli-
che Ungleichheiten gibt es auch zwischen männlich 
und weiblich dominierten Berufen, insbesondere in 
Hinblick auf Arbeitszeiten/Überstunden und Ausbil-
dungsvergütung. Auszubildenden in weiblich domi-
nierten Berufen stehen deutlich schlechter da und 
sind insgesamt mit der Ausbildung weniger zufrieden.

„Radioballett“ am Kröpcke in Hannover
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Bremen

JAV-Empfang 
Am 31. Januar lud die DGB-Jugend Bremen zusammen 
mit den Jugendverbänden der Mitgliedsgewerkschaf-
ten die Jugend- und Auszubildendenvertretungen (JA-
Ven) sowie den Ausbildungspersonalrat (APR) zum 
Neujahrsempfang ins Gewerkschaftshaus. Beim „JAV-
Talk“ berichteten Azubis aus kleinen und größeren 
JAVen von ihren Erfolgen und Schwierigkeiten in der 
alltäglichen Arbeit. Wegen des großen Erfolgs fand 
am 8. Oktober eine zusätzliche JAV-Konferenz mit 
dem Schwerpunkt „Öffentlichkeitsarbeit im Betrieb“ 
statt. In Workshops erarbeiteten die Teilnehmenden, 
mit welchen Medien und Methoden sie ihre Anliegen 
im Betrieb besser zum Thema machen können.

Sachsen-Anhalt

Protest gegen Sparkurs
Sachsen-Anhalt will bei den zukünftigen Haushal-
ten ohne Neuverschuldungen auskommen, sogar 
Altschulden abbauen. Für verschiedene, öffentlich 
geförderte Bereiche im Land wird dies dramatische 
Folgen haben. Betroffen sind vor allem die Hochschu-
len sowie die Fördermittel im Kulturbereich und in 
der Jugendarbeit. 

2013 war daher geprägt von verschiedenen Protest-
aktionen. So brachten 10.000 Menschen am 29. Mai 
in Magdeburg ihren Unmut über die geplanten Kür-
zungen zum Ausdruck. Am ersten Mai wurden Unter-
schriften zum Erhalt der beiden Universitätsstandorte 
in Halle und Magdeburg gesammelt. Gemeinsam mit 
dem Kinder- und Jugendring Sachsen-Anhalt gab die 
DGB-Jugend ihr „Ja! zur Jugend“ und beteiligte sich 
an verschiedenen Kampagnenaktivitäten, wie der 
Aktion „Mit der Jugendarbeit baden gehen“ beim 
Dialogforum Jugendengagement.
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Organisationswahlen
Um langfristig einen gemeinsamen Termin für die 
Organisationswahlen erreichen zu können, waren 
alle Kreis- und Stadtverbände aufgerufen im zweiten 
Halbjahr 2013 Neuwahlen durchzuführen. Bis Ende 
November sollen 60 Kreis- und Stadtverbände ge-
gründet sein, davon 45 in Niedersachsen, zwei in 
Bremen und dreizehn in Sachsen-Anhalt. Eine de-
taillierte Auswertung dieser Wahlen wird noch vor 
der DGB-Bezirkskonferenz 2014 gesondert vorgelegt.

Ein inhaltlicher Schwerpunkt der Arbeit in den Kreis- 
und Stadtverbänden war das Einbringen der DGB-
Positionen zu „Gute Arbeit – Sichere Rente – Soziales 
Europa – Aktiver Staat“ in den Bundestagswahl-
kampf. In über hundert Veranstaltungen wurde für 
bundesweite Verteilungsgerechtigkeit und einen kon-
sequenten Politikwechsel geworben. Ehrenamtliche 
im Nordwesten des Bezirks haben sich zu einer regi-
onsübergreifenden Kampagne zusammengefunden 

und unter anderem einen Motorrad- und Fahrradkor-
so durchgeführt. Die Kreis- und Stadtverbände haben 
damit einen wichtigen Teil für die Mobilisierung und 
bunte Gestaltung zur unüberhör- und sehbaren De-
monstration und Kundgebung am 7. September in 
Hannover beigetragen. 

Vor dem Hintergrund zahlreicher Termine aufgrund 
von Organisations- und Bundestagswahlen wurde in 
diesem Jahr keine Binnenstrukturkonferenz durch-
geführt.

Bildungsprogramm
Die gemeinsam mit ARBEIT UND LEBEN Nieder-
sachsen e. V. durchgeführten Interregio-Seminare 
für Ehrenamtliche sowie zusätzliche Tages- und 
Abendveranstaltungen dienten unter anderem zur 
inhaltlichen Qualifizierung unserer Ehrenamtlichen in 
den Themen Gute Arbeit – Sichere Rente – Soziales 
Europa –Aktiver Staat.

Kreis- und Stadtverbände

Demo für Politikwechsel am 7. September in Hannover
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Niedersachsen

Energiepolitik
Die Energiewende war auch 2013 ein zentrales ge-
sellschaftspolitisches und gewerkschaftliches Thema. 
Der DGB hat wiederholt nachdrücklich auf den not-
wendigen Erhalt der energieintensiven Industrien, 
auf eine sozial gerechte Verteilung der Kosten und 
auf die zwingend erforderliche stärkere Verankerung 
guter Arbeit in den Unternehmen der erneuerbaren 
Energien verwiesen. 

Ausschuss für Umweltfragen
Der Ausschuss für Umweltfragen (AfU) des DGB-
Bezirks tagte regelmäßig. Zu den Sitzungen wurden 
externe Gäste eingeladen, so kamen in diesem Jahr 
mehrere Landtagsabgeordnete in den Ausschuss. 
Inhaltlich war die Arbeit des AfU von der Energie-
politik der Bundes- und Landesregierung sowie von 
den Diskussionen rund um das Zwischenlager Asse 
und das geplante Endlager Gorleben geprägt. Im 
Rahmen einer Exkursion nach Wilhelmshaven hat 
sich der DGB-Ausschuss im September unter ande-
rem mit dem dortigen Neubau eines Kohlekraftwerks 
sowie mit der Bedeutung von Energiepreisen für die 
industrielle Produktion befasst.

Bremen

Projekt: Bremen denkt weiter!
Knapper werdende fossile Energieträger und Roh-
stoffe, steigender Konsum und wachsende Produk-
tionsraten sowie zunehmender Bedarf an Flächen 
sind einige Kennzeichen unserer ressourcenintensiven 
Lebens-, Produktions- und Wirtschaftsweise. Diese 
gefährdet unsere natürlichen Lebensgrundlagen wie 
Luft, Wasser, Böden oder Meere und ein stabiles 
Klima. Da sich mögliche Ziele und fassbare Ergebnisse 
eher in einem kleineren Rahmen erzielen lassen als 
im nationalen oder internationalen Kontext, haben 
sich auf Initiative des BUND Landesverband Bremen 

die Bremische Evangelische Kirche und der DGB 
zusammen getan, um das regionale Projekt „Bre-
men denkt weiter!“ zu gründen. Denn vor allem im 
lokalen Umfeld besteht die Chance, die abstrakte 
Diskussionsebene zu verlassen und konkrete Umset-
zungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Es wurden drei 
Fachkonferenzen zu den Themen Ernährung, Energie 
und Häfen durchgeführt. Mit ExpertInnen zu den drei 
Bereichen wurden nach einem Impulsreferat regio-
nale Handlungsmöglichkeiten diskutiert. Die Ergeb-
nisse der Konferenzen sollen dokumentiert und der 
Öffentlichkeit vorgestellt werden.

Sachsen-Anhalt

ELER und Umweltallianz
Der DGB arbeitet gemeinsam mit der IG BAU und  
ver.di in den ständigen Landesgremien des Begleit-
ausschusses des Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raumes (BA ELER) 
und in der Umweltallianz Sachsen-Anhalt mit.

Umwelt, Energie, Verkehr
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Niedersachsen

Die Auseinandersetzung mit der niedersächsischen 
Landtagswahl, der Ausblick auf die Bundestagswahl, 
die Rentenanpassung, die Umsetzung des Senioren-
mitwirkungsgesetzes sowie die Vorbereitung des 
Internationalen Tags der älteren Generation am 1. 
Oktober bildeten die inhaltlichen Schwerpunkte der 
Sitzungen des Arbeitskreises Senioren.

Am 1. Oktober gestaltete der Arbeitskreis eine Veran-
staltung mit rund 80 TeilnehmerInnen über familien-
gerechte Pflege vor Ort.  Die niedersächsische Sozial-
ministerin Cornelia Rundt, der Vorstandsvorsitzende 
der Bremer Heimstiftung Alexander Künzel und Uwe 
Wötzel von der ver.di-Bundesverwaltung diskutierten 
kontrovers mit den Anwesenden unter anderem über 
die Frage, ob in erster Linie organisatorische oder 
finanzielle Verbesserungen im Fokus stehen müssen. 
Zudem wurde über Konzepte für eine familiengerech-
te Pflege in lebendigen Wohnquartieren debattiert. 
 

Bremen

Die Seniorengruppen der Mitgliedsgewerkschaften 
treffen sich in regelmäßigen Abständen und disku-
tieren senioren- und gesellschaftspolitisch relevante 
Fragen. Häufig werden Referentinnen und Referenten 
eingeladen, die den Input für die Diskussion liefern.
Schwerpunkt der gemeinsamen Aktivitäten aller Se-
niorengruppen war die Planung und Durchführung 
des Internationalen Tages der älteren Generation.
Dieser wurde am 1. Oktober zum dritten Mal auf 
dem Bremer Hanseatenhof begangen. Bei den einmal 
monatlich stattfindenden Treffen zahlreicher Parteien, 
Verbänden und Organisationen mit VertreterInnen 
aller DGB-Gewerkschaften wurde die Veranstaltung 
vorbereitet. Um die Bremerinnen und Bremer auf die-
sen Tag hinzuweisen, gab es im Vorfeld zwei Informa-
tionsstände in der Innenstadt. Unter dem Motto „Ge-
meinsam gegen soziale Kälte“ wurde am 1. Oktober 
eine bedarfsgerechte Pflege- und Gesundheitspolitik 
sowie ausreichend bezahlbarer Wohnraum gefordert. 
Alle Rednerinnen und Redner hoben hervor, dass die 
Umsetzung dieser und weiterer Forderungen nur in 
einem Generationenbündnis zwischen Jung und Alt 
durchgesetzt werden kann. Die unterschiedlichen Ak-
teure präsentierten sich mit Informationsständen. Ab-
gerundet wurde das abwechslungsreiche Programm 
durch Gesangs- und Kabaretteinlagen – vorgeführt 
von Jung und Alt. 
 

Sachsen-Anhalt

Der Arbeitskreis Senioren und Seniorinnen hat sich 
regelmäßig getroffen und verschiedene Themen 
besprochen. Der Vorsitzende auf Landesebene Rolf 
Herrmann vertritt die Interessen der Seniorinnen und 
Senioren im DGB-Landesvorstand. Vor allem das Pro-
blem der Angleichung Ost- an Westrente hat den 
DGB beschäftigt.

Seniorinnen und Senioren

Diskussion mit Sozialministerin Cornelia Rundt in Hannover
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Niedersachsen

Im Beirat für Arbeitsschutz beim niedersächsischen 
Sozialministerium beschäftigten sich die Vertreterin-
nen und Vertreter des DGB unter anderem mit der 
Auswertung der Schwerpunktaktionen, die 2012 in 
der Hotellerie und Gaststätten durchgeführt worden 
sind, sowie mit der gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie 2013. Problematisiert wurde auch das 
mangelnde Vorhalten von Trinkwasser auf Baustellen. 
Ab Oktober 2013 wird Ulrich Gransee für zwei Jahre 
als Vorsitzender des Beirates fungieren. Am Kongress 
für betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz im 
September beteiligte sich der DGB mit einem Info-
stand. Für Januar 2014 wurde ein Sitzungstermin mit 
der zuständigen Ministerin vereinbart. 

Bremen

Der DGB arbeitet aktiv im Landesarbeitskreis Arbeits- 
und Gesundheitsschutz (LAK) mit. In Kooperation mit 
dem LAK, der Arbeitnehmerkammer und Arbeit und 
Leben Bremen e.V. führt der DGB regelmäßig Arbeits-
schutzkonferenzen durch. 2013 wurde der Komplex 
„Gute Schule machen – Arbeits- und Gesundheits-
schutz für Lehrkräfte“ thematisiert. Im Vorfeld dazu 
fand eine Abendveranstaltung mit Prof. Dr. Stephan 
Letzel statt. Der Arbeitsmediziner der Universität 
Mainz  stellte das verbindliche Arbeitsschutzkonzept 
für Lehrkräfte in Rheinland-Pfalz vor.

Außerdem unterstützt der DGB Bremen die Bera-
tungsstelle für Berufskrankheiten bei der Arbeitneh-
merkammer. 

Sachsen-Anhalt

Der DGB und seine Gewerkschaften arbeiteten aktiv 
im Landesarbeitskreis für Arbeits- und Gesundheits-
schutz mit und beteiligten sich in diesem Rahmen an 
der Gestaltung des Tags der Arbeitssicherheit.

Arbeits- und Gesundheitsschutz
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Die Pressestellen in den drei Bundesländern des DGB-
Bezirks machen Öffentlichkeitsarbeit für die Aktivitäten 
der Fachabteilungen, führen zu ausgewählten Themen 
Pressegespräche durch und bearbeiten Presseanfragen. 
Darüber hinaus werden bundesweite DGB-Kampagnen 
umgesetzt und bei Bedarf eigene entwickelt. Auch die 
redaktionelle Betreuung der Internet- und Web 2.0-Auf-
tritte sowie die Koordinierung von Veröffentlichungen 
des DGB-Bezirks zählen zum Aufgabengebiet.

Der DGB im Netz
Der Zugriff auf unsere Internetseiten www.niedersach-
sen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de, www.niedersach-
sen.dgb.de, www.bremen.dgb.de und www.sachsen-
anhalt.dgb.de steigt kontinuierlich. Vor allem rund um 
den Tag der Arbeit, aber auch zur Großdemonstration 
am 7. September waren die Seiten gut besucht. Zur 
gegenseitigen Unterstützung bei der Arbeit mit dem 
Redaktionssystem union.cms findet zweimal im Jahr 
eine bezirksweite Internet-AG statt. 

Ein Newsletter informiert Beschäftigte des DGB und 
der Gewerkschaften sowie Interessierte aus Politik, 

Verbänden und Medien über die Themen und Termine 
des DGB Niedersachsen.

Der DGB und Web 2.0
Die Aktivitäten des DGB Niedersachsen auf facebook 
und twitter wurden im Laufe des Jahres intensiviert, 
so dass ein steter Zuwachs von Fans und Followern zu 
verzeichnen ist. Derzeit hat das Facebook-Profil 375 
Fans, der Twitter-Account wird von 850 Nutzen gefolgt. 
Auch der DGB Bremen-Elbe-Weser und einige Regionen 
sind auf Facebook aktiv. Langfristig werden wir unsere 
Aktivitäten noch stärker untereinander vernetzen.

Pressearbeit
Im gesamten Bezirk fanden zum Tag der Arbeit unter 
dem Motto „Gute Arbeit. Sichere Rente. Soziales Eu-
ropa“ über neunzig Veranstaltungen mit rund 78.000 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer statt. Aufgrund in-
tensiver Pressearbeit fand sowohl in lokalen als auch 
in überregionalen Medien eine umfangreiche Bericht-
erstattung statt.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

1. Mai-Demo in Hannover
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Niedersachsen

Der DGB hat über sechzig Pressemitteilungen heraus-
gegeben und sich dabei in erster Linie zu wichtigen 
landespolitischen Themen wie dem Landesvergabege-
setz, der Beamtenbesoldung oder der Haushaltspoli-
tik geäußert. Kommentiert wurden aber auch aktuelle 
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt, in der Bildungs-
politik oder bei der Frauenförderung. Gefragt waren 
DGB-VertreterInnen für Statements beispielsweise zu 
Minijobs, Rentenfragen oder Werkverträgen.

Schwerpunkt der Pressearbeit war außerdem die poli-
tische Bewertung des Ausgangs der Landtagswahlen 
sowie die Begleitung der Arbeit der neuen rot-grünen 
Landesregierung. So bewertete der DGB den neuen 
Koalitionsvertrag und legte eine Hundert-Tage-Bilanz 
der rot-grünen Landesregierung vor.

Interne und externe Öffentlichkeitsarbeit fand auch in 
Vorbereitung der Großdemonstration am 7. Septem-
ber in Hannover statt. So wurde im Fahrgastfernsehen 
Hannover, im Programmheft für den Entdeckertag der 
Region Hannover und im Stadtmagazin Schädelspalter 
gezielt für die Demo Werbung gemacht. Aufgrund der 
intensiven Pressearbeit, aber auch dank der guten Teil-
nehmerzahlen, konnte das Maximalziel, auf Bundesebe-
ne in den Medien Resonanz zu finden, erreicht werden.
 
Zu wichtigen Themen führte der DGB Pressegespräche 
durch. Am 11. Januar wurde noch vor der Landtagswahl 
die Reichtumsuhr präsentiert, die die ungleiche Ver-
teilung von Privatvermögen anschaulich darstellt. Am 
15. Mai wurde ein Pressegespräch mit Prof. Dr. Heiner 
Flassbeck zur Austeritätspolitik in Europa angeboten. 
Am 2. September stellte der DGB seine Aktivitäten und 
Forderungen zur Bundestagwahl vor, insbesondere die 
geplante Demonstration am 7. September in Hannover. 
Am 15. Oktober präsentierten wir den Ausbildungsre-
port für Niedersachsen. Anfang November kommentier-
ten wir die Zahlen der Bundesagentur für Arbeit für das 

Ausbildungsjahr 2013. Zusammen mit Partnern wie der 
Bundesagentur für Arbeit, dem Wirtschaftsministerium 
oder der Region Hannover fanden Pressegespräche zum 
Thema Beratungsstelle für mobile Beschäftigte oder 
Erstausbildung für junge Erwachsene statt.

Bereits zum achten Mal organisierte der DGB das Fast-
nachtgespräch. In einem Hintergrundgespräch stellten 
die PressesprecherInnen von DGB und Gewerkschaften 
Journalistinnen und Journalisten am 21. Februar wich-
tige Themen und Termine für 2013 vor.

Bremen

Der DGB hat alle seine Aktivitäten und aktuelle Ereig-
nisse im Land durch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
begleitet. So haben wir im ersten Halbjahr über zwan-
zig Pressemitteilungen herausgegeben und mehrere 
Pressekonferenzen durchgeführt. Schwerpunkte wa-
ren dabei die Übernahme des Tarifabschlusses für die 
Beamtinnen und Beamten, der 1. Mai, die Aktivitäten 
des Bündnisses „umfairteilen“ sowie Veranstaltungs-
hinweise. Alle Aktivitäten des DGB und die Presse-
mitteilungen werden auch auf der Homepage und bei 
Facebook präsentiert.

Darüber hinaus hat der DGB zum zweiten Mal seine 
Publikation „Wir in der Region Bremen-Elbe-Weser“ 
herausgegeben, in der übergreifende Themen, aber 
auch Berichte über die politische Arbeit der Orts- und 
Kreisverbänden vorgestellt wurden. Damit sollen un-
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sere Aktivitäten nach außen dargestellt, aber auch der 
Austausch zwischen den Orts- und Kreisverbänden 
gefördert werden. Diese Veröffentlichung erscheint 
regelmäßig im Herbst. Seit vier Jahren gibt der DGB 
zum 1. Mai eine Maizeitung heraus, in der Gewerk-
schaftsvertreterInnen, aber auch betriebliche Interes-
senvertretungen zu Wort kommen. Damit verfügt der 
DGB über zwei regelmäßig erscheinende Publikationen, 
um seine gewerkschaftlichen Positionen in die Öffent-
lichkeit zu transportieren.

Um das Gewerkschaftshaus für alle Bremerinnen und 
Bremer zu öffnen, finden im Foyer regelmäßig Aus-
stellungen statt. Zudem präsentiert sich der DGB mit 
gewerkschaftlichen Themen in den Schaukästen am 
Gewerkschaftshaus der Öffentlichkeit, zuletzt durch 
eine Plakatreihe des Arbeitskreises der IG Metall für 
Angestellte zu deren Arbeitsbedingungen.

Am 2. Mai jährte sich die Besetzung der Gewerk-
schaftshäuser zum achtzigsten Mal. Dazu führten wir 
zusammen mit anderen Organisationen ( Arbeitskreis 

Geschichte der IG Metall, GEW, VHS, Arbeit und Leben, 
Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts, Rosa 
Luxemburg-Stiftung, VVN/BdA Bremen) in den Mo-
naten Januar bis Juni eine Veranstaltungsreihe durch 
unter dem Titel „Dämmerstunde über Vergessenes und 
Verdrängtes. Bremen vor 80 Jahren im Spiegel der Ak-
ten und Zeitzeugen“. Zudem veröffentlichten wir die 
Broschüre „80 Jahre. Zerschlagung der Gewerkschaften 
1933 durch die Nationalsozialisten“ mit Berichten über 
die Besetzung der Gewerkschaftshäuser in Bremen, 
Bremerhaven und Cuxhaven. Diese ist in der Bremer 
Landesgeschäftsstelle des DGB erhältlich.

Sachsen-Anhalt

Der DGB-Landesverband Sachsen-Anhalt hat mit Pres-
semitteilungen, Redaktionsgesprächen und Interviews 
seine aktuellen Aufgaben und Forderungen öffentlich 
benannt. Dies sind unter anderem der flächendecken-
de gesetzliche Mindestlohn, Gute Arbeit versus Ab-
wanderung, Tarifbindung im Landesvergabegesetz, 
Beschäftigungseffekte der Wirtschaftsförderung wie 
auch der Landes-Fachkräftepakt. Die breite Diskussion 
um den Landeshaushalt und die Personalentwicklung 
im öffentlichen Dienst hatte durch die Sparpläne der 
Landesregierung im Sommer des Jahres eine besondere 
Dynamik bekommen. 

Im August und September wurden auf unserer Home-
page www.sachsen-anhalt.dgb.de zwei Kampagnen 
und mehrere Aktionen kommuniziert. Da war zunächst 
die DGB-Kampagne zur Bundestagswahl einschließlich 
der Mobilisierung zur Großkundgebung am 7. Septem-
ber in Hannover und Wahlforen mit Bundestagsabge-
ordneten in Sachsen-Anhalt. 

Des Weiteren ist die Kampagne „Wir sind Sachsen-
Anhalt“ als Antwort auf die Sparpläne der Landesre-
gierung zu nennen. Gemeinsam mit ver.di, GEW und 
GdP argumentiert der DGB dabei für leistungsstarke 
öffentliche Dienste, Bildung, Forschung und Kultur. 
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Dazu gehörten die Mobilisierung zu Demonstratio-
nen und Kundgebungen sowie die internet-gestützte 
„openPetition“ zum Aufruf „Wir sind Sachsen-Anhalt! 
– Zukunft lässt sich nicht einsparen.“ Zu dieser Peti-
tion hatte der DGB in den Oberzentren Magdeburg, 
Halle und Dessau Anzeigenserien in Tageszeitungen 
geschaltet. Ebenfalls im September hat der DGB die 
Ausstellung „Seid wachsam, dass über Deutschland 
nie wieder die Nacht hereinbricht – Gewerkschafter in 
Konzentrationslagern 1933 – 1945“ beworben. Diese 
von der Hans-Böckler-Stiftung initiierte Exposition wur-
de vom 9. September bis zum 5. Oktober in Magdeburg 
gezeigt. Zwei öffentliche Veranstaltungen, die wir mit 
Unterstützung der FU Berlin durchführten, fanden in 
der Presse gutes Echo.

Im November führte der DGB eine Arbeitstagung der 
auf Landesebene für Pressearbeit zuständigen Kolle-
ginnen und Kollegen unserer Mitgliedsgewerkschaften 
in Magdeburg durch. Dabei ging es um die Vernetzung 
und bessere Koordination der gewerkschaftlichen Öf-
fentlichkeitsarbeit in Sachsen-Anhalt und die Nutzung 
der sozialen Netzwerke. Unterstützt wurde die Tagung 
durch das Landesfunkhaus des MDR in Magdeburg.
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Niedersachsen

Der DGB unterhält zahlreiche gute Kontakte mit re-
gionalen Gewerkschaften und Gewerkschaftsdach-
verbänden aus diversen Ländern. Diese Kontakte 
wurden auch im Jahr 2013 aufrechterhalten.

Union Regio Net
Auf Initiative des DGB-Bezirks haben regionale Ge-
werkschaftsgliederungen aus Frankreich, Spanien 
und Polen schon vor einigen Jahren ein Netzwerk 
gegründet, das später um regionale Gewerkschafts-
gliederungen aus England und Italien erweitert wur-
de. Im Jahr 2013 wurde bei der EU-Kommission ein 
Antrag auf Finanzierung eines weiteren gemeinsamen 
Projektes gestellt, das sich dem Thema „Demografi-
scher Wandel“ widmen soll. Ob der Antrag geneh-
migt wird, war zum Zeitpunkt der Abfassung dieses 
Jahresberichts noch offen.

Solidarität kennt keine Grenzen
Die DGB-Jugend organisierte im März 2013 eine gro-
ße Jugendkonferenz in Berlin, um auf die schlechte 
Arbeitsmarkts- und Lebenssituation vieler Jugendli-

cher und junger Menschen in Europa aufmerksam zu 
machen. Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt beteiligte sich mit einer Delegation, 
die sich zur Hälfte aus jungen Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter jedes Bundeslandes und zur 
Hälfte aus jungen Kolleginnen und Kollegen aus der 
Lombardei (Italien) zusammensetzte.

Kooperationen
Europäischer und internationaler Austausch

Internationaler Jugendprotest in Hannover
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Niedersachsen

In Niedersachsen sind auf Vorschlag der Mitglieds-
gewerkschaften 1.313 ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter der ersten Instanz und 241 ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter der zweiten Instanz der Ar-
beitsgerichtsbarkeit vom DGB benannt. Der DGB bot 
für deren Qualifizierung zielgerichtete Schulungen an. 
Zum Schulungsthema für die Richterinnen und Richter 
der ersten Instanz “Die schönste Zeit des Jahres - 
oder der Urlaubsanspruch im Spiegel der Rechtspre-
chung von EuGH und BAG“ fanden zwölf Schulungen 
statt. Für die Richterinnen und Richter der zweiten 
Instanz fanden Schulungen zu den Auswirkungen 
der neuesten Rechtsprechung statt speziell zu Fragen 
des Betriebs- und Teilübergangs, zur Mitbestimmung 
des Betriebsrates bei der Veränderung von Entloh-
nungsgrundsätzen nach Wegfall der Tarifbindung, zu 
Teilzeit und Aufstockung sowie zur Elternzeit. Eine 
weitere Schulung beschäftigte sich mit der Praxis des 
gewerkschaftlichen Rechtsschutzes beim Bundesar-
beitsgericht.

Die 241 Richterinnen und Richter der Sozialgerichts-
barkeit konnten sich in drei Seminaren schulen zu Fra-
gen der Erwerbsminderungsrente und Rehabilitation, 
zu verwaltungs- und sozialgerichtlichen Verfahren, 
zu aktuellen Entscheidungen zum Sozialgesetzbuch 
(SGB) IX, insbesondere Schwerbehindertenrecht 
sowie zu Rechten und Pflichten der ehrenamtlichen 
RichterInnen der Sozialgerichtsbarkeit. 

Die durchschnittliche Teilnehmerzahl aller Schulungen 
lag bei rund 22 Personen.

Bremen

Im Land Bremen sind auf Vorschlag der Mitglieds-
gewerkschaften 215 ehrenamtliche Richterinnen und 
Richter in der ersten Instanz und 47 ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter in der zweiten Instanz der 
Arbeitsgerichtsbarkeit vom DGB benannt.

Im Frühjahr wurde eine Schulung für die erstmals 
ernannten RichterInnen durchgeführt. Diese wurde 
geleitet von Adolf Claussen, Direktor und Richter 
am Arbeitsgericht Bremen/Bremerhaven. Themen 
hierbei waren die Einführung in die Arbeit von Ar-
beitsgerichten, das Lesen einer Akte, Fragen zum 
Prozessablauf sowie zu den Aufgaben von ehren-
amtlichen RichterInnen.

Im Herbst wurde eine Schulung für alle Richterinnen 
und Richter der ersten und zweiten Instanz ange-
boten. Hierbei ging es um die aktuelle Rechtsspre-
chung zu Themen wie Urlaub, Arbeitskleidung oder 
Überstunden.

Für das kommende Frühjahr ist wieder eine Schulung 
für die neu ernannten RichterInnen geplant, sowie 
eine weitere Schulung im Herbst für die übrigen eh-
renamtlichen Richterinnen und Richter.

In der ersten Instanz der Sozialgerichtsbarkeit sind 
im Land Bremen 70 ehrenamtliche Richterinnen und 
Richter benannt, sowie 12 ehrenamtliche Richterin-
nen und Richter in der zweiten Instanz.

Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt sind 608 ehrenamtliche Richterin-
nen und Richter tätig. In Halle wurde in diesem Jahr 
eine Schulung für sie durchgeführt.

Ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter
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Niedersachsen 

Der DGB beteiligt sich regional an vielen Orten in 
Bündnissen an Gegendemonstrationen gegen Na-
ziaufmärschen. In diesem Jahr war das unter ande-
rem am 1. Juni in Wolfsburg oder beim sogenannten 
„Trauermarsch“ in Bad Nenndorf im August der Fall. 
Durch die Bundestagswahl kam zu diesen Aktivitä-
ten in vielen Städten die Mobilisierung gegen NPD-
Wahlkampfkundgebungen dazu. 

Regional finden vielfältige Veranstaltungen statt, die 
sich dem Thema Antifaschismus und Anti-Rassismus 
widmen. Im Rahmen der Internationalen Antirassisti-
schen Wochen während der ersten Märzhälfte wer-
den beispielsweise in Hannover seit einigen Jahren in 
einem antirassistischen Bündnis Veranstaltungsreihen 
auf die Beine gestellt, die sowohl für allgemein Inter-
essierte, als auch für Schülerinnen und Schüler etwas 
bieten. Zu den Veranstaltungen gehören Lesungen 
ebenso wie Vorträge und Podiumsdiskussionen. In 
diesem Jahr widmete sich die Veranstaltungsreihe 
dem Thema „Antisemitismus in Deutschland“. 

Die DGB-Jugend Niedersachsen-Mitte beteiligt sich 
jedes Jahr an der mittlerweile zur Institution gewor-
denen Antifaschistischen Sozialkonferenz. An die 100 
Antifaschisten arbeiten zu aktuellen Themen. 

In Göttingen führt das Bündnis 27. Januar jährlich die 
Veranstaltungsreihe „Zum Gedenken an die Opfer 
des Nationalsozialismus“ durch. Die DGB-Jugend 
koordiniert das Bündnis, in dem sich verschiedene 
Gruppen gegen ein Vergessen der Verbrechen und 
der Opfer des Nationalsozialismus einsetzen und 
gegenwärtigen rechten Strukturen entgegenwirken 
wollen. Die DGB-Jugend richtet hierbei jeweils zwei 
der Veranstaltungen aus. 

Die DGB-Jugend Oldenburg veranstaltete am Vor-
abend des 1. Mai das Konzert „Rock gegen Rechts“, 

das viele junge Menschen anzieht und großen Beifall 
findet. Auch gestalteten die KollegInnen aktiven Pro-
test gegen einen Politiker der NPD im Oldenburger 
Stadtrat.

Bremen 

Der DGB ist Mitglied im Beirat von „pro aktiv gegen 
rechts – Mobile Beratung in Bremen und Bremerha-
ven“. Zusätzlich zu der Beratungsarbeit veranstaltete 
das Netzwerk in diesem Jahr unter anderem einen 
Fachtag zum Thema „Ausgrenzung erkennen und 
verhindern. Was können KITA, Schule und Jugend-
hilfe tun?“. 

Die DGB-Jugend mobilisierte zu den Protesten gegen 
den Naziaufmarsch in Bad Nenndorf sowie zu der 
Demonstration „Solidarität mit den Geflüchteten“ 
in Bremen-Vegesack im August.

Im Juni zeigte die DGB-Jugend im Gewerkschaftshaus 
die Ausstellung „Der zweite Blick – Ausgrenzung 
in Jugendkulturen“, in der unter anderem Popmusik 
und rechtsextreme Propaganda Thema waren. Der 
Courage-Arbeitskreis bot begleitende Workshops 
für Schulklassen an, die stark nachgefragt wurden. 
Auch über die Ausstellung hinaus ist die Sensibili-
sierung gegen Rassismus, Nationalismus und Neo-
faschismus nach wie vor ein Schwerpunktthema in 
der Bildungsarbeit der DGB-Jugend. 

Sachsen-Anhalt 

Der  DGB hat auch in diesem Jahr die Interessen 
der Gewerkschaften in den Bündnissen für Toleranz 
und Demokratie, am Runden Tisch gegen Ausländer-
feindlichkeit und im Bündnis für Zuwanderung und 
Integration vertreten. Hinzu kamen die Bündnisse 
vor Ort und die Beiräte des Landesaktionsplanes.

Aktiv gegen Nazis
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Der DGB beteiligte sich aktiv an verschiedenen De-
monstrationen gegen Neonazis, so zum Beispiel am 
12. und 19. Januar in Magdeburg. Seit vielen Jahren 
versuchen Nazis hier die Zerstörung der Stadt im 
Zweiten Weltkrieg für ihre propagandistischen Zwe-
cke zu nutzen. Die Mobilisierung auf beiden Seiten 
erreichte in diesem Jahr ihren Höhepunkt. Die DGB-
Jugend schützte das Haus der Gewerkschaften und 
bot dort eine Wärmestube, Verpflegung und sanitäre 
Einrichtungen. Zugleich verhinderte sie damit eine 
Demonstration auf einer alternativen Hauptachse. In 
diesem Zusammenhang fand gleichzeitig die vierte 
“Meile der Demokratie“ vom Universitätsplatz bis 
zum Hasselbachplatz statt. Diese gemeinsame Ver-
anstaltung des Bündnisses gegen Rechts und der 
Stadt Magdeburg war die Antwort auf die jährliche 
Demonstration der NPD zum Jahrestag der Bombar-
dierung der Stadt Magdeburg.

Weitere Aufmärsche gab es am 9. März in Dessau. 
Hier konnte das lokale Bündnis gegen Rechts, in wel-
chem der DGB Mitglied ist, mit einer Menschenkette 
den Aufmarsch der Nazis erfolgreich behindern. In 
Halle kam es am 6. Juli zu einem Aufmarsch von 
Rechts extremen. Dieser konnte allerdings schon 
nach zwei Stunden durch erfolgreiches Blockieren 
der Demonstrationsroute beendet werden. Weitere 
Auf märsche ereigneten sich am 22. Juni in Merseburg 
und am 10. August in Sangerhausen. Neben den 
Aktivitäten gegen Nazis positionieren wir uns auch 
für eine bunte Gesellschaft, zum Beispiel mit klaren 
Statements zum Christopher Street Day.

Protestaktion gegen Nazis bei der Bezirksjugendkonfernz in Magdeburg
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Niedersachsen

In verschiedenen niedersächsischen Handwerkskam-
mern gab es heftige Auseinandersetzungen zwischen 
der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite in der Voll-
versammlung, im Vorstand und im Berufsbildungs-
ausschuss. Im Zentrum stand dabei stets die Frage, 
welche Rechte den ArbeitnehmervertreterInnen in 
den Kammern zukommen. 

Gemäß des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts 
zur Limburger Erklärung muss jede politische Stel-
lungnahme einer Handwerkskammer durch einen 
Vollversammlungsbeschluss gedeckt sein und abwei-
chende Voten der ArbeitnehmerInnen angemessen 
berücksichtigen. Auch mithilfe der Aufsichtsbehörden 
gelang es dem DGB, diesem Urteil mehr Wirkung und 
somit der Position der ArbeitnehmerInnen innerhalb 
der Kammer mehr Geltung zu verschaffen. 

Der DGB geht davon aus, dass die Landesvertretung 
der Handwerkskammern Niedersachsen (LHN) zu-
künftig bei allen politischen Stellungnahmen rechtzei-
tig und umfassend ihre ArbeitnehmervertreterInnen 
im Vorfeld einbinden wird und gegebenenfalls de-
ren abweichende Meinung in ihren Stellungnahmen 
kenntlich machen wird. 

Die Arbeitnehmervizepräsidenten haben Jörg Klein zu 
ihrem neuen Sprecher in der LHN gewählt. Mit ihm 
besteht ein guter und intensiver Austausch.
 

Bremen

Der DGB benennt die Vertreterinnen und Vertreter der 
Arbeitnehmerseite für den Berufsbildungsausschuss 
der Handwerkskammer Bremen und die Mitglieder 
der Vollversammlung. Für beide Gremien konnten alle 
Plätze besetzt werden. Neuwahlen finden 2014 statt. 
Die Juni-Vollversammlung haben die Arbeitneh-
mervertreterInnen nach ihrer Eröffnung verlassen. 

Hintergrund war, dass das Bildungszentrum der 
Handwerkskammer durch einen Vorratsbeschluss 
geschlossen werden sollte. Nachdem die Arbeit-
nehmerInnen die Sitzung verlassen hatten, legte der 
Präses der Handwerkskammer Bremen mit sofortiger 
Wirkung sämtliche Ämter nieder.

Einen personellen Wechsel gab es auch an der Spit-
ze des Bildungszentrums des Handwerks. Der Ge-
schäftsführer der Kreishandwerkerschaft Bremen ver-
ließ im August 2013 die Handwerks gGmbH. Seitdem 
ist der Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer 
allein verantwortlich für das Bildungszentrum des 
Handwerks. 

Das Berufsfeld „KlempnerIn“ wurde neu geordnet. 
Zudem gab es eine Innungs-Neugründung. Seit 2013 
ist das KosmetikerInnenhandwerk in der Bremer Kos-
metikerinnung organisiert. Zudem hat sich die Zahn-
technikerinnung Bremen mit den entsprechenden 
Innungen Niedersachsens zusammengeschlossen. 
Seither werden die Gesellenprüfungen in Bremen und 
Hannover abgehalten. 

Die vom Zentralverbands des Handwerks (ZdH) veröf-
fentlichten Wahlbausteine im Zuge der Bundestags-
wahl wurden ohne Beteiligung der Arbeitnehmerver-
treterInnen formuliert und ohne deren Zustimmung 
als Meinung des ZdH und aller Handwerkskammern 
veröffentlicht. In der Vollversammlung des Deutschen 
Handwerkskammertages, der ZDH und der Unterneh-
mensverbände im März 2013 haben die Arbeitneh-
merInnen dieses Vorgehen scharf kritisiert.

Handwerk
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In den Rundfunkräten des MDR, NDR und Radio Bremen 
sowie in den Versammlungen der Medienanstalten in 
den drei Ländern Niedersachsen, Bremen und Sachsen-
Anhalt sind zahlreiche Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter vertreten.

Niedersachsen

Bis Mai war der Vorsitzende des DGB-Bezirks, Hartmut 
Tölle, stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungs-
rates des NDR, aufgrund der zeitlichen Beschränkung 
der Amtszeiten für Gremienmitglieder musste er danach 
ausscheiden. Als neuer Vertreter der Gewerkschaften 
wurde der Pressesprecher des ver.di-Landesbezirks 
Niedersachsen/Bremen, Ulf Birch, Ende Mai in den 
Verwaltungsrat gewählt, in der konstituierenden Sit-
zung wurde er als Vorsitzender bestätigt. Die Bezirks-
Pressesprecherin Tina Kolbeck-Landau ist seit September 
2012 Vorsitzende des Rechts- und Eingabenausschusses 
des NDR-Rundfunkrates. Als Mitglied der Versammlung 
der Niedersächsischen Landesmedienanstalt vertritt die 
DGB-Abteilungsleiterin Lea Arnold den DGB, sie fun-
giert als stellvertretende Vorsitzende des Programm-
ausschusses.

Im Arbeitskreis Medienpolitik tauschen sich die im NDR-
Rundfunkrat und der Versammlung der Niedersächsi-
schen Landesmedienanstalt vertretenen Gewerkschafts-
mitglieder regelmäßig zu aktuellen medienpolitischen 
Themen aus. Schwerpunkt in diesem Jahr war die Be-
wertung des Koalitionsvertrags aus medienpolitischer 
Sicht sowie die Aufnahme des Kontakts zu den Regie-
rungsfraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
und deren medienpolitischen Sprechern. In der zweiten 
Hälfte des Jahres setzte sich der Arbeitskreis mit Anfor-
derungen an eine Novellierung des Niedersächsischen 
Landesmediengesetzes auseinander.

Bremen

VertreterInnen des DGB sind Mitglied im Rundfunkrat 
und Verwaltungsrat von Radio Bremen. Die Rundfunk-
anstalt befindet sich in einer extrem angespannten 
finanziellen und wirtschaftlichen Lage. Seit Jahren 
wird nach der Devise „Kürzung von Programmen“ und 
„Kooperation mit anderen Medienanstalten“ gearbeitet. 
Allein durch eigene Anstrengungen wird Radio Bremen 
nicht wirtschaftlich überleben können. Die Lösung kann 
nur eine Änderung des Finanzierungssystems innerhalb 
der ARD sein.

Im Mai 2013 wurde die DGB-Landesvorsitzende An-
nette Düring in den Aufsichtsrat von Bremedia, einer 
Tochtergesellschaft von Radio Bremen, berufen. In der 
Bremischen Landesmedienanstalt sind die Gewerkschaf-
ten durch Frank Behrens von der GEW vertreten.
In Bremen ist eine weitere Konzentration der Medien-
landschaft zu verzeichnen. Der private Fernsehsender 
center-tv hat seinen Betrieb eingestellt. Der Zeitungs-
verlag Weser-Kurier betreibt Umstrukturierungen und 
Ausgliederungen, die Stellenstreichungen und weiteren 
qualitative Verluste zur Folge haben.

Sachsen-Anhalt

Der DGB ist bis zum 31. Oktober durch den Landesvor-
sitzenden Udo Gebhardt im MDR-Rundfunkrat vertreten. 
Ihm folgt in dieser Funktion Maik Wagner für den dbb 
beamtenbund und tarifunion (dbb).Im Verwaltungsrat 
des MDR hält nach wie vor der ehemalige DGB-Landes-
vorsitzende, Dr. Jürgen Weißbach, einen Sitz. 

Seit April 2013 ist der Pressesprecher des DGB Sachsen-
Anhalt Bernhard Becker wieder Versammlungsmitglied 
der Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA). Er löste da-
mit Maik Wagner (dbb) ab. Bernhard Becker arbeitet 
innerhalb der MSA im Rechtsausschuss. Aus Satzungs-
gründen der MSA ist er aus dem Vereinsvorstand des 
Offenen Kanals Magdeburg (OKM) ausgeschieden.

Medienpolitik
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Die Regisseurin Julia Oelkers hat in diesem Jahr für 
ihren gesellschaftlich engagierten Dokumentarfilm 
„Can‘t Be Silent. On tour with the Refugees.“ den 
Filmpreis des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt erhalten. Der DGB-Bezirksvorsit-
zende Hartmut Tölle überreichte den Preis am 9. 
Juni im Rahmen der Gala des 24. Internationalen 
Filmfestes Emden-Norderney im Neuen Theater in 
Emden. Vier Filme, die sich in besonderer Weise mit 
gesellschaftlichen Problemen auseinandersetzen, 
standen im Wettbewerb um den Publikumspreis. 
Die nominierten Produktionen griffen sozial rele-
vante Themen auf wie Globalisierung, Bankenkrise, 
Stellenabbau und Flüchtlingspolitik. Der DGB-Preis 
wurde bereits zum 16. Mal vergeben, das Preisgeld 
hat der DGB in diesem Jahr zusammen mit seinen 
Gewerkschaften auf 7.000 Euro aufgestockt.

In ihrem Dokumentarfilm begleitet Julia Oelkers das 
Bandprojekt von Heinz Ratz, dessen Band „Strom 
& Wasser“ zusammen mit Flüchtlingen aus Afri-

ka, Russland, dem Balkan und Afghanistan durch 
Deutschland tourt. Die Band ist für die Musikerinnen 
und Musiker die einzige Chance, aus ihrem bedrü-
ckenden Leben als Asylsuchende auszubrechen. Der 
Regisseurin ist eine beeindruckende Mischung aus 
Musikfilm und politisch engagierter Dokumentation 
gelungen.

Vorgestellt wurden die vier für den DGB-Filmpreis no-
minierten Filme beim DGB-Filmgespräch am 7. Juni im 
Rummel im Rathaus in Emden. Michael Kleinschmidt 
vom Institut für Kino und Filmkultur e.V. Wiesbaden 
präsentierte die Filme anhand von Ausschnitten und 
führte Gespräche mit Regisseurinnen und Schauspie-
lern der Filme. Daran anschließend fand der DGB-
Empfang „Blaue Stunde“ statt, mit Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschaftern, Filmschaffenden und 
Kinofreundinnen und -freunden.

DGB-Filmpreis

Die Preisträgerin Julia Oelkers mit dem DGB-Bezirksvorsitzenden Hartmut Tölle in Emden
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Nach ihrem erfolgreichen Start im Jahr 2012 hat 
die Demografieagentur ihre Arbeit für eine demo-
grafiefeste Arbeitswelt fortgesetzt und intensiviert. 
Durch die Veröffentlichung ihres Leitbilds hat sie ihre 
zentrale Zielstellung übersichtlich zusammengefasst: 
„Ausgerichtet am Prinzip der Sozialpartnerschaft bil-
det die Demografieagentur eine starke Verbindung. 
Sie ist eine Ideenbrücke, um zu sensibilisieren, infor-
mieren, vernetzen, bündeln, beraten und Zugänge 
zu schaffen.“ Der DGB unterstützt die Ziele und die 
Arbeit der Agentur und stellt mit Hartmut Tölle den 
stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden.

Die Demografieagentur hat ihr Angebotsspektrum im 
Jahr 2013 entscheidend ausgebaut. Mit dem Projekt 
unternehmenswert:Mensch konnte sie in Osnabrück 
und Hannover kostenlose Demografie-Erstberatungen 
anbieten, die insbesondere von kleinen und mittleren 
Unternehmen stark genutzt wurden. Die Demogra-
fieagentur hat auf den starken Bedarf reagiert und 
ein ausgeweitetes Beratungsangebot entwickelt, das 
seit Oktober angeboten wird. Darüber hinaus hat 
sich die Agentur intensiv mit dem Thema Demografie 
und Gesundheit auseinandergesetzt und einen ent-
sprechenden Projektantrag beim Ideenwettbewerb 
Unternehmen der Zukunft (BMAS) eingereicht.
Durch zahlreiche Workshops und Veranstaltungen hat 
die Agentur das Demografiethema in alle Regionen 
Niedersachsens getragen. Beispielhaft dafür waren 
der DemografieKongress im November in Hannover, 
an dem unter anderem Wirtschaftsminister Olaf Lies 
teilnahm, sowie die Veranstaltungsreihe „Demogra-
fischer Wandel“, die im Mai in vier verschiedenen 
Regionen Niedersachsens stattfand. Durch einen 
kompletten Relaunch der Internetpräsenz www.de-
mografieagentur-nds.de mit vielen neuen Materialien 
hat die Agentur ihre Öffentlichkeitsarbeit ausgebaut.

Die Partnerschaft der Demografieagentur konnte wei-
ter gestärkt werden. Vertreterinnen und Vertreter der 
Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit, der 

Industrie- und Handelskammer Hannover, der Wolfs-
burg AG sowie der N-Bank sind nun im Aufsichtsrat 
vertreten. Auch wurden Kooperationen zu weiteren 
Netzwerken aufgebaut, darunter zur Sozialpartner-
Initiative Demografie Aktiv aus Nordrhein-Westfalen, 
mit der ein reger Austausch über Herausforderungen 
und Lösungswege etabliert wurde.

Die Demografieagentur für die niedersächsische 
Wirtschaft GmbH
Projekte

DGB-Bezirksvorsitzender Hartmut Tölle beim Pressegespräch im Rahmen des DemografieKongresses
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Am 31. Dezember 2013 lief das beim DGB-Bezirk 
angesiedelte Projekt AZF II nach einer Projektlaufzeit 
von über drei Jahren aus. Dieses Projekt wurde vom 
Europäischen Sozialfonds und vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales gefördert und hatte zum 
Ziel, Menschen mit prekärem Aufenthaltsstatus in 
Arbeit und Ausbildung zu vermitteln. Neben dem 
DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt gehörten der Flüchtlingsrat Niedersachsen 
e.V., die Handwerkskammer Hannover Projekt- und 
Servicegesellschaft mbH, der Bund Türkisch-Europä-
ischer Unternehmer e. V., kargah e.V. Hannover, die 
Bildungsvereinigung Arbeit und Leben Niedersachsen 
Mitte gGmbH und die Volkshochschule Celle zu den 
operativen Projektpartnern.

Der Schwerpunkt des DGB lag in der Durchführung 
von Seminaren zum Thema „Interkulturelle Kom-
petenz und interkulturelle Öffnung“ für Behörden, 
insbesondere Jobcenter und Ausländerbehörden, 
sowie für gewerkschaftlich Aktive im Projektgebiet. 
Diese dienten der Sensibilisierung für die Situation 
von Geflüchteten sowie der Hinterfragung eigener 
Arbeitsroutinen und vermeintlicher Selbstverständ-
lichkeiten. Nach einer Anlaufphase mit diversen 
Informationsveranstaltungen zur Bekanntmachung 
des Projekts wurden im Laufe des Projekts vierzehn 
Seminare zum Thema „Interkulturelle Kompetenz 
und interkulturelle Öffnung“ durchgeführt, davon 
zwei für gewerkschaftlich Aktive. Insgesamt nahmen 
147 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Behörden 
sowie 27 Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
an den Fortbildungen teil. Im Jahr 2013 fanden sechs 
zweitägige Seminare für Behörden mit insgesamt 78 
Teilnehmenden und ein dreitägiges Wochenendse-
minar für Aktive der Gewerkschaftsjugend mit zehn 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt.

Daneben sorgte der DGB als in der Fläche organi-
siertes Teilprojekt des AZFII-Netzwerks für die Ver-
netzung mit in der Flüchtlingspolitik und -beratung 

tätigen Organisationen und Beratungseinrichtungen. 
In diesem Zusammenhang war der DGB in den Ar-
beitskreisen RAP 21! Migration (Regionales Arbeits-
marktprojekt Migration) in den Landkreisen Lüneburg 
und Harburg vertreten. Außerdem brachte der DGB 
gewerkschaftliche Positionen in die Zusammenarbeit 
der Projektpartner ein. In Kooperation mit den ope-
rativen Partnern im AZFII-Projekt betrieb der DGB 
Öffentlichkeitsarbeit für die Belange von Geflüchteten 
hinsichtlich des Arbeitsmarktzugangs.

Im Rahmen eines Start-in-den-Arbeitsmarkt-Kurses 
für Geflüchtete bei unserem Projektpartner Arbeit 
und Leben bot der DGB eine Informationsveran-
staltung zum Thema „Meine Rechte und Pflichten 
im Arbeitsverhältnis“ an. Bei dieser Veranstaltung 
wurden den Kursteilnehmern und -teilnehmerinnen 
Grundsätze des deutschen Arbeitsrechts nahege-
bracht, um sie auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten.

Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge (AZF II)
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Zum Abschluss des Projekts veröffentlichte der DGB 
eine Broschüre zum Thema „In Deutschland ankom-
men. Alltag in der Einwanderungsgesellschaft“, in der 
wesentliche Inhalte der Trainings für Interkulturelle 
Kompetenz dargestellt werden und ein Überblick 
über das Projekt sowie die Probleme Geflüchteter 
beim Arbeitsmarktzugang gegeben wird. Die Bro-
schüre ist beim DGB-Bezirk Niedersachen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt in Papierform und online unter 
www.niedersachsen.dgb.de-/tfw erhältlich.

Kurz vor Jahresende wurde durch das BMAS eine 
Weiterförderung der 28 bundesweiten Bleiberechts-
netzwerke in Aussicht gestellt, so dass die aufgebau-
ten Beratungs- und Vermittlungsstrukturen voraus-
sichtlich erhalten bleiben. 

Derzeit ist zu beobachten, dass verstärkt auslän-
dische Beschäftigte insbesondere aus südeuropäi-
schen Ländern als Arbeitskräfte angeworben werden, 
während Geflüchtete mit zum Teil hervorragenden 
Sprachkenntnissen, sehr guter Motivation und langer 
Aufenthaltsdauer in Deutschland durch die bestehen-
den Gesetze vom Arbeitsmarkt leider nach wie vor 
ausgeschlossen werden.
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2013 setzte die Akademie eine Reihe von Vorhaben 
um und konnte das öffentliche Interesse an ihrer 
Arbeit verbreitern. Die vielfältigen Angebote in Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt waren gut besucht 
und kamen bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
positiv an.

Im ersten Halbjahr stand in beiden Bundesländern  
das Gedenken und Erinnern zur 80. Wiederkehr der 
Besetzung der Gewerkschaftshäuser durch die Na-
tionalsozialisten im Jahr 1933 im Mittelpunkt. Die 
Akademie hat bei einer Reihe von Veranstaltungen 
Zuarbeit geleistet, aber auch eigene Veranstaltungen 
durchgeführt.

Im Jahr 2014 werden das 25. Jahrestag des Mauerfalls 
sowie der 100. Jahrestag des Beginns des 1. Weltkrie-
ges im Mittelpunkt der Arbeit der Akademie stehen. 
Im Dezember 2013 wird das Buch „Das Jahr 1914. 
Europa – Menschen – Toleranz“ erscheinen.

Niedersachsen

Auch in Niedersachsen standen im ersten Halbjahr 
Veranstaltungen zum Themenfeld „Gedenken und 

Erinnern“ im Mittelpunkt. Zu einigen Veranstaltungen 
und Veröffentlichungen hat die Akademie Vorarbei-
ten geleistet bzw. Materialien zur Verfügung gestellt, 
zum Beispiel  für Göttingen, Goslar, Oldenburg.

Die Akademie und das Institut für Braunschweigische 
Regionalgeschichte haben gemeinsam die Veranstal-
tungsreihe „Zeitreise“ fortgesetzt. Im ersten Halbjahr 
stand das Thema „Gewerkschaften und Nationalso-
zialisten 1933“ im Mittelpunkt. Referentinnen und 
Referenten sowie alle Mitglieder des Kuratoriums der 
Akademie referierten über Personen und Ereignisse 
im ersten Halbjahr 1933. 

Die zweite Jahreshälfte stand unter dem Motto „Ge-
denken und Erinnern in der Zukunft“. Zu diesem An-
gebotsteil wurde ein neuer regionaler Partner gewon-
nen, die „Arbeitsgemeinschaft Andere Geschichte“ 
in Braunschweig. In fünf Veranstaltungen soll unter 
anderem die Frage gestellt werden, wie die Gruppe 
der Täter dargestellt werden kann, ohne die Opfer 
in den Hintergrund zu rücken.

Im Rahmen dieser Veranstaltungsreihe entstand eine 
zweibändige Zusammenstellung von Zeitzeugenbe-

Akademie Regionale Gewerkschaftsgeschichte

Gedenkveranstaltung in Dessau am 2. Mai aus Anlass der 80. Wiederkehr der Besetzung der Gewerkschaftshäuser
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richten, zum Beispiel das Heft „1943 – ein Schick-
salsjahr“. Das Besondere daran ist, dass dabei die 
Schilderung der entbehrungsreichen Lebensjahre von 
Gewerkschaftern aus der Zeit ihrer Kriegsgefangen-
schaft gegenübergestellt wird mit dem Bericht von 
russischen Rotarmisten aus ihrem Leben. Die Texte 
wurden mit dem Universitätsinstitut für „oral his-
tory“ in Woronesch (Russland) ausgetauscht. Mit 
Begleitung durch das Institut Braunschweigische 
Regionalgeschichte an der TU-Braunschweig fand 
Ende August in Braunschweig eine erste persönliche 
Begegnung mit der Institutsleiterin aus Woronesch, 
Dr. Natalia Timofeeva, statt.

Auch die jährliche Gedenkveranstaltung zur Erin-
nerung an die zehn ermordeten Gewerkschafter 
in Rieseberg hat die Akademie begleitet. In einem 
zweibändigen, 180 Seiten starkem Arbeitsheft wur-
den alle in den letzten zehn Jahren gesammelten 
Zeitzeugenberichte und Materialien neu geordnet 
und zusammengestellt.

Die Publikation „Vom Projekt reson zur Allianz für 
die Region“, die im ersten Halbjahr veröffentlich 
wurde, wurde der Renner. Auf 160 Seiten wurden 
Berichte von ZeitzeugInnen zusammengetragen, 
die in den vergan genen vierzig Jahren zum Thema 
„Regio nalisie rung“ Erfahrungen gesammelt haben. 
Dargestellt werden die Erfolge, aber auch die Miss-
erfolge auf dem Weg zu einer Wirtschaftsregion im 
Braunschweiger Land, an dem die Gewerkschaften, 
insbesondere die IG Metall, stark beteiligt waren.

Die Betreuungsarbeit der ehrenamtlichen Strukturen 
im Bereich „Erzählte Geschichte“ wird kontinuierlich 
fortgesetzt. Zur Zeit werden Projekte in Hornburg, 
Isenhagener Land und Celle unterstützt.

Positiv ist auch die Zusammenabeit mit Schulen und 
Schulklassen. Mit einem Gymnasium kooperierte die 
Akademie zum Thema Faschismus/Neofaschismus 

und Regionale Industriegeschichte, mit einer Integ-
rierten Gesamtschule wurden Projekttage verabredet.

Die Braunschweiger Zeitung vom 12. November bringt Zeitzeugenberichte vom Generalstreik.
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Sachsen-Anhalt

Gemeinsam mit der IG Metall Halle/Dessau und dem 
DGB Dessau wurde am 2. Mai an die Besetzung der 
Gewerkschaftshäuser in Dessau und Roßlau erinnert. 
Die Veranstaltung mit vielen Vertreterinnen und Ver-
tretern aus Betrieben sowie Seniorinnen und Senioren 
fand im großen Ratssaal der Stadt Dessau statt. Der 
Kuratoriumsvorsitzende Professor Dr. Gerd Biegel 
hielt den Festvortrag, eine Lesung schloss sich an, 
kombiniert mit Bildern von den Ereignissen 1933 in 
Dessau. Eine Diskussion zum Thema rundete die 
Veranstaltung ab.

Zum Jahresbeginn 2013 wurde in der Schriftenreihe 
der Akademie eine Dokumentation vorgestellt, die 
tabellarisch die Ereignisse im ersten Halbjahr 1933 
aus Sicht der örtlichen Gewerkschaften, des ADGBs 
in Berlin und der Nationalsozialisten zusammenge-
trug und die Willkür des NS-Regimes deutlich machte. 
Kontinuierlich betreute die Akademie Kolleginnen 
und Kollegen, die unter dem Motto „Grabe, wo du 
stehst“ an der Geschichte ihrer Region und vor allem 
der Industriegeschichte auf der Grundlage von Zeit-
zeugenberichten interessiert sind. In Dessau werden 
Texte und Bilder zusammengetragen, die sich mit 
Betriebsgeschichte aus der Zeit von 1945 bis 1990 
beschäftigen. In Stendal geht es um die Arbeit an 
dem Kernkraftwerk Stendal und die Proteste zu Be-
ginn der 1990er Jahre.
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Service
Bezirksverwaltung und Länderbüros

Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon:  0511 12601-0
www.niedersachsen.dgb.de
www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de

Bezirksvorsitzende 
Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle

Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt

Sekretariat: Brigitta Moleski 
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Referentin/Referent Vorstand
Johannes Grabbe
johannes.grabbe@dgb.de
Fon:  0511 12601-40

Rebekka Hoppenstedt
rebekka.hoppenstedt@dgb.de
Fon:  0511 12601-37

Politische Koordination, Organisation, Arbeits-
schutz, Senioren, Kreis- und Stadtverbände

Ulrich Gransee
ulrich.gransee@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21 

 
Organisation, Kreis- und Stadtverbände, 
Gleichstellungs und Frauenpolitik

Naciye Celebi-Bektas 
naciye.celebi-bektas@dgb.de
Fon:  0511 12601-62

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medien-
politik, Frauen- und Gleichstellungspolitik

Tina Kolbeck-Landau
tina.kolbeck@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski 
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt und Europa

Bernd Lange (MdEP)
bernd.lange@dgb.de

Dr. Patrick Schreiner
patrick.schreiner@dgb.de

Sekretariat: Ute Kamradek
ute.kamradek@dgb.de
Fon:  0511 12601-33

 
Arbeitsmarkt und Beschäftigung, Berufliche 
Bildung, Handwerk, Koordination Sozial-
politik

Lars Niggemeyer
lars.niggemeyer@dgb.de

Sekretariat: Nicole Bremer
nicole.bremer@dgb.de
Fon:  0511 12601–25

Öffentlicher Dienst/Beamte, Bildungspolitik, 
Erwachsenenbildung, Hochschule, Recht

Lea Arnold
lea.arnold@dgb.de

Sekretariat: Anke Schulze 
anke.schulze@dgb.de
Fon:  0511 12601–31

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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Jugendpolitik, Jugendbildung,   
Studierendenarbeit, HIB

Kerstin Pätzold
kerstin.paetzold@dgb.de

Sekretariat: Birgit Alexander
Fon:  0511 12601-61
birgit.alexander@dgb.de

Projekt AZF II
Kerstin Märländer
kerstin.maerlaender@dgb.de
Fon:  0511 12601-68

DGB Landesbüro Bremen
Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon:  0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
bremen@dgb.de
www.dgb-bremen.de

Regionsvorsitzende
Annette Düring
anette.düring@dgb.de

Sekretariat: Katja Bohling und Jutta Tietjen
Fon: 0421 33 576-10 /-11

Organisation I, AK Frauen, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Henner Günther
henner.guenther@dgb.de
Daniela Teppich
daniela.teppich@dgb.de
Fon: 0421 33576-26

Organisation II/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
reinhard.dietrich@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend
Nissar Gardi
nissar.gardi@dgb.de
Kim Annakathrin Ronacker
annakathrin.ronacker@dgb.de
Fon:  0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon:  0391 62503-0
Fax:  0391 62503-27
www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender
Udo Gebhardt
udo.gebhardt@dgb.de
Fon:  0391 62503-15

Sekretariat: Marlies Quaas, Margit Kürfke, 
   Renate Döring 
Fon: 0391 62503-10/-19
 

Sozialpolitik, Öffentlicher Dienst/Beamte, 
Migration, Wirtschafts- und Strukturpolitik

Susanne Wiedemeyer
susanne.wiedemeyer@dgb.de
Fon:  0391 62503-18
 

Jugend
Katrin Skirlo
katrin.skirlo@dgb.de
Fon:  0391 62503-17

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz, Medienpolitik
Bernhard Becker
bernhard.becker@dgb.de
Fon:  0391 62503-23
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Organigramm des DGB-Bezirks Niedersachsen – 
Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB-Region Altmark-Börde-Harz
Vorsitzender: Siegfried Stegner
www.altmark-boerde-harz.dgb.de

Regionsbüro Magdeburg
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax:  0391 5334418
magdeburg@dgb.de

DGB-Büro Halberstadt
Theaterstr. 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax:  03941 443043
halberstadt@dgb.de

DGB-Region Bremen-Elbe-Weser
Vorsitzende: Annette Düring
www.bremen.dgb.de

Regionsbüro Bremen
Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax:  0421 3357660
bremen@dgb.de

Büro Bremerhaven
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven
Fon: 0471 9262712
Fax:  0471 9262711
bremerhaven@dgb.de

Büro Cuxhaven
Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax:  04721 34895
cuxhaven@dgb.de

DGB-Region Halle-Dessau
Vorsitzender: Johannes Krause
www.halle-dessau.dgb.de

Regionsbüro Halle
Augustastraße 1, 06108 Halle/Saale
Fon: 0345 6826911
Fax:  0345 6826910
halle@dgb.de

DGB-Büro Dessau
Grenzstraße 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 80021-0
Fax: 0340 80021-40
dessau@dgb.de

DGB-Servicebüro der Gewerkschaften Hettstedt
Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg
Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 7034-31/32
Fax: 03445 7034-26

Büro Sangerhausen
Kylische Straße 54a, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571798

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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DGB-Region Niedersachsen-Mitte
Geschäftsführer: Reiner Eifler
www.niedersachsen-mitte.dgb.de

Regionsbüro Hannover 
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16387-0
Fax:  0511 1638734
hannover@dgb.de

Büro Hameln
Bahnhofstr. 18 – 20, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax:  05151 9366849
hameln@dgb.de

Büro Hildesheim
Osterstr. 39A, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 703463
Fax:  05121 514953
hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden
Wilhelm-Raabe-Str. 3, 37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax:  05531 13841
holzminden@dgb.de

Büro Nienburg/Weser
Mühlenstr. 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax:  05021 961925
nienburg@dgb.de

GIBS-Büro Sulingen
Lange Str. 12, 27232 Sulingen
Fon: 04271 955850
Fax:  04271 955890
 

DGB-Region Nord-Ost-Niedersachsen
Geschäftsführer: Matthias Richter-Steinke
www.nordostniedersachsen.dgb.de

Regionsbüro Lüneburg
Heiligengeiststr. 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax:  04131 223396-20
lueneburg@dgb.de

DGB-Region Oldenburg-Wilhelmshaven
Geschäftsführer: Markus Paschke
www.oldenburg-wilhelmshaven.dgb.de

Regionsbüro Oldenburg
Kaiserstr. 4-6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 21876-0
Fax:  0441 21876-54
oldenburg@dgb.de

 
Büro Wilhelmshaven

Weserstrasse 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 0421 1801-0
Fax:  0441 1801-19
wilhelmshaven@dgb.de
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DGB-Region Osnabrück-Emsland
Vorsitzende: Petra Tiesmeyer
www.osnabrueck-emsland.dgb.de

Regionsbüro Osnabrück
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax:  0541 33806-1528
osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen
Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen
Fon: 0591 91282-0
Fax:  0591 91282-20
lingen@.dgb.de

DGB-Region Ostfriesland-Nördliches Emsland
Vorsitzender: Markus Paschke
www.ostfriesland-noerdliches-emsland.dgb.de

Regionsbüro Leer
Jahnstr. 2, 26789 Leer
Fon: 0491 91213-0
Fax:  0491 91213-15
leer@dgb.de

Büro Emden
Am Stadtgarten 11
26721 Emden
Fon: 04921 585851

DGB-Region Südniedersachsen-Harz
Vorsitzender: Lothar Hanisch
www.suedniedersachsen-harz.dgb.de

Regionsbüro Göttingen 
Weender Landstraße 6 , 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097
Fax: 0551 486382
goettingen@dgb.de

Büro Harz
Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452
Fax: 05321 25477
goslar@dgb.de

DGB-Region SüdOstNiedersachsen
Vorsitzender: Michael Kleber 
www.suedostniedersachsen.dgb.de

Regionsbüro Braunschweig
Wilhelmstraße 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 48096-0
Fax: 0531 48096-17
braunschweig@dgb.de
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.
Landesgeschäftsstelle

Geschäftsführer: Hans Hoffmann
Arndtstr. 20, 30167 Hannover
Fon: 0511 16491-0
lgst@arbeitundleben-nds.de
www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Geschäftsführerin: Dr. Brigitte Brück
Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
info@aulbremen.de
www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Bremerhaven e. V.

Geschäftsführerin: Annette Knobbe
Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
info@arbeitundleben-bhv.de
www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführerin: Dr. Catherina Schmidt
Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 623495 
info@arbeitundleben.org
www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv
Fachbibliothek Sozialwissenschaften 
Öffnungszeiten:  Mo. – Fr.:  9:00 – 20:00 Uhr
  Sa.:  9:00 – 18:00 Uhr
Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2 c
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de
     

Dokumentationszentrum Europäische Ge-
werkschaftspublikationen (DEG)

Universitätsallee GW1
28359 Bremen
Fon:  0421 218-61748
info@deg.uni-bremen.de
www.deg.uni-bremen.de
  

Arbeitsstelle gegen Rechtextremismus  
und Gewalt

Geschäftsführer: Reinhard Koch
Bohlweg 55
38100 Braunschweig
Fon:  0531 12336-42
Fax: 0531 12336-35
info@arug.de
www.arug.de
  

Akademie Regionale Gewerkschafts-
geschichte für Niedersachsen   
und Sachsen-Anhalt

Geschäftsführer: Gundolf Algermissen 
Fallersleber-Tor-Wall 23
38100 Braunschweig
gundolf.algermissen@dgb.de

Unsere Partner vor Ort
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Technologie-Beratungs-System der  
Arbeitnehmerkammer Bremen

Leitung: Ingo Schierenbeck
Bürgerstr. 1, 28195 Bremen 
Fon: 0421 36301-956
mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de/tbs/
  

Technologieberatungsstelle (TBS)  
Leitung: Lorenz Hinrichs
Arndtstr. 20, 30169 Hannover
Fon: 0511 16304-0
info@tbs-niedersachsen.de
www.tbs-niedersachsen.de
  

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Leitung: Dr. Günter Warsewa
Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-61700
info@iaw.uni-bremen.de
www.iaw.uni-bremen.de
  

Kooperationsstelle Hochschule und  
Gewerk schaften an der Carl-von-Ossietzky-
Universität Oldenburg

Leitung: Harald Büsing
Ammerländer Heerstr. 114-118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
harald.buesing@uni-oldenburg.de
www.kooperationsstelle.uni-oldenburg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften in Osnabrück  

Leitung: Manfred Flore
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück 
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
kontakt@kooperationsstelle-osnabrueck.de
www.kooperationsstelle-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim 

Leitung: Klaus Pape
Schloßwender Str. 5, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
ines.plewe@zew.uni-hannover.de
www.koop-hg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen –   
Gewerkschaften Region SüdOstNieder-
sachsen an der TU Braunschweig

Leitung: Marianne Putzker
Bültenweg 74/75, 38106 Braunschweig 
Fon:  0531 391-4280
koop-son@tu-braunschweig.de
www.koop-son.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Göttingen   

Leitung: Dr. Frank Mußmann
Humboldtallee 15, 37073 Göttingen  
Fon: 0551 394756 
kooperationsstelle@uni-goettingen.de
www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de
  

Kooperationsstelle Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Leitung: Susan Willhardt
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon:  0345 5523844
koop-dgb@uni-halle.de
www.kooperationsstelle.uni-halle.de
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Kassenberichte 2009 – 2013

Kassenbericht vom 01.10.2009 bis 31.12.2009

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I  Bestand 01.01.2009  I  Sachausgaben 

 Bezirk   474.991,18  Bezirk 289.739,46

 Landesverband Sachsen-Anhalt    117.026,84  Landesverband Sachsen-Anhalt      54.363,42

 Regionen 311.525,02  Regionen 351.187,74

II  Haushaltsmittel   II  Bestand 31.12.2009 

 Bezirk 126.099,12  Bezirk    358.181,92

 Landesverband Sachsen-Anhalt      47.565,00  Landesverband Sachsen-Anhalt    110.228,97

 Regionen    266.401,38  Regionen    227.138,47

III  Sonstige Einnahmen    

 Bezirk   46.831,08

 Landesverband Sachsen-Anhalt              0,55

 Regionen          399,81

  –––––––––––––––––               ––––––––––––––––– 
  2.523.059,40              2.523.059,40
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Kassenbericht vom 01.01.2010 bis 31.12.2010

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I  Bestand 01.01.2010  I  Sachausgaben 

 Bezirk    358.181,92  Bezirk    787.262,71

 Landesverband Sachsen-Anhalt    110.228,97  Landesverband Sachsen-Anhalt    198.654,27

 Regionen    227.138,47  Regionen    841.818,97

II  Haushaltsmittel   II  Bestand 31.12.2010 

 Bezirk    718.543,00  Bezirk    331.841,84

 Landesverband Sachsen-Anhalt    158.764,00  Landesverband Sachsen-Anhalt      70.351,84

 Regionen    845.693,00  Regionen    293.129,77

 

III  Sonstige Einnahmen   

 Bezirk 42.379,63

 Landesverband Sachsen-Anhalt             13,14

 Regionen      62.117,27

  –––––––––––––––––               ––––––––––––––––– 
               2.523.059,40              2.523.059,40
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Kassenbericht vom 01.01.2011 bis 31.12.2011

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I  Bestand 01.01.2011  I  Sachausgaben 

 Bezirk 331.841,84  Bezirk 728.126,50

 Landesverband Sachsen-Anhalt      70.351,84  Landesverband Sachsen-Anhalt    137.440,47

 Regionen 293.129,77  Regionen 845.641,33

II  Haushaltsmittel   II  Bestand 31.12.2011 

 Bezirk 704.943,00  Bezirk 336.647,57

 Landesverband Sachsen-Anhalt    158.764,00  Landesverband Sachsen-Anhalt      91.675,48

 Regionen  865.293,00  Regionen    347.527,13

    Kreis- und Stadtverbände    38.217,48

III  Sonstige Einnahmen    

 Bezirk  57.606,56

 Landesverband Sachsen-Anhalt               0,11

 Regionen 43.345,84

  –––––––––––––––––               ––––––––––––––––– 
               2.525.275,96   2.525.275,96
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Kassenbericht vom 01.01.2012 bis 31.12.2012

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I  Bestand 01.01.2012  I  Sachausgaben 

 Bezirk    336.647,57  Bezirk    734.278,11

 Landesverband Sachsen-Anhalt      91.675,48  Landesverband Sachsen-Anhalt    133.835,57

 Regionen    347.527,13  Regionen    795.561,43

 Kreis und Stadtverbände      38.217,48  Kreis- und Stadtverbände      63.177,40

II  Haushaltsmittel   II  Bestand 31.12.2012 

 Bezirk    605.543,00   Bezirk    336.373,42

 Landesverband Sachsen-Anhalt    158.764,00  Landesverband Sachsen-Anhalt    116.853,88

 Regionen    789.693,00  Regionen    352.890,05

 Kreis- und Stadtverbände    168.000,00  Kreis- und Stadtverbände      95.333,59

III  Sonstige Einnahmen    

 Bezirk      67.513,25

 Landesverband Sachsen-Anhalt           249,97

 Regionen      11.231,35

 Kreis- und Stadtverbände      13.241,22

  –––––––––––––––––               ––––––––––––––––– 
               2.628.303,45               2.628.303,45
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Kassenbericht vom 01.01.2013 bis 30.09.2013

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I  Bestand 01.01.2013  I  Sachausgaben 

 Bezirk    336.373,42  Bezirk    331.878,12

 Landesverband Sachsen-Anhalt    116.853,88  Landesverband Sachsen-Anhalt      85.795,29

 Regionen    352.890,05  Regionen    526.910,43

 Kreis- und Stadtverbände      95.333,59  Kreis- und Stadtverbände      40.628,63

II  Haushaltsmittel   II  Bestand 31.12.2013 

 Bezirk    525.755,86  Bezirk    543.601,13

 Landesverband Sachsen-Anhalt    115.034,00  Landesverband Sachsen-Anhalt    149.716,97

 Regionen    591.903,00  Regionen    447.136,05

 Kreis- und Stadtverbände      57.600,00  Kreis-und Stadtverbände    114.495,81

III  Sonstige Einnahmen    

 Bezirk     13.349,97

 Landesverband Sachsen-Anhalt        3.624,38

 Regionen  29.253,43

 Kreis- und Stadtverbände        2.190,85

  –––––––––––––––––               ––––––––––––––––– 
               2.240.162,43                2.240.162,43
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www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de 
www.niedersachsen.dgb.de
www.bremen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de


